
  
    
  

       
        EDITORIAL
 
        In den Tagen um den 17. Juni 1953 protestieren über eine Million Menschen in der DDR. In zahlreichen Betrieben in Hunderten Städten legen sie die Arbeit nieder, um gegen die wirtschaftlichen, sozialen und politischen Missstände zu demonstrieren. Unmittelbarer Auslöser ist die wenige Wochen zuvor von der SED-Führung beschlossene Erhöhung der Arbeitsnormen um über zehn Prozent – doch auch grundsätzlicher Unmut über die Staats- und Parteiführung bricht sich rasch Bahn, der Protest wird zum Volksaufstand. Viele fordern den Rücktritt der Regierung und freie Wahlen, einige die deutsche Einheit. Mithilfe sowjetischer Panzer wird der Aufstand blutig niedergeschlagen; mindestens 55 Menschen kommen zu Tode, Tausende werden verhaftet. Für Herrschende wie Beherrschte wird der 17. Juni zu einem bis 1989 nachwirkenden Trauma.
 
        Der Volksaufstand in der DDR steht im Kontext des sich verschärfenden Kalten Krieges: Nicht nur im geteilten Deutschland zeigt sich die an den Großmächten USA und UdSSR orientierte Zweiteilung der Welt immer deutlicher. Die Hoffnungen auf eine Annäherung nach Stalins Tod am 5. März 1953 währen nur kurz. In Korea wird nach drei Jahren Krieg im Juli zwar ein Waffenstillstand geschlossen, aber die Teilung des Landes langfristig zementiert. Auch in Iran, wo der gewählte Ministerpräsident Mossadegh im August mit US-amerikanischer und britischer Beteiligung aus dem Amt geputscht wird, spielt die globale Systemauseinandersetzung eine Rolle – mit Auswirkungen bis in die Gegenwart.
 
        Dass am 25. November 1953 die Wochenzeitung „Das Parlament“ erstmals mit der Beilage „Aus Politik und Zeitgeschichte“ erscheint, ist vor diesem Hintergrund freilich nur eine Randnotiz. Zum 70. Geburtstag hoffen wir, Ihnen als Leserinnen und Lesern ein Geschenk machen zu können: Die Digitalisierung und Online-Bereitstellung des gesamten APuZ-Archivs soll im Laufe des Jahres abgeschlossen sein. Einen kleinen Vorgeschmack liefert das Reprint von 1953 am Ende dieser Ausgabe.
 
        Johannes Piepenbrink
 
      

       
        ZWISCHEN VERHÄRTUNG UND ENTSPANNUNG
 
        Der Kalte Krieg im Jahr 1953
 
        Christian F. Ostermann
 
        Der Kalte Krieg war ein Konflikt zwischen Kapitalismus und Sozialismus – zwei europäischen Visionen der Moderne, die beide absolute Gültigkeit und universelle Anwendbarkeit für sich beanspruchten. Er bestimmte als entscheidender außenpolitischer Bezugsrahmen der führenden Weltmächte von 1947 bis 1989 das internationale politische System.01 Bis 1953 hatte sich die zunächst auf Europa konzentrierte bipolare Ordnung zusehends verfestigt. In Westeuropa hatten die Vereinigten Staaten, die als global führende Wirtschaftsmacht aus dem Zweiten Weltkrieg hervorgegangen waren, den demokratischen Kapitalismus gerettet. Die Schwerpunktlegung auf Wiederaufbau, Sicherheit und die feste Einbindung Westeuropas (und Japans) als Teil einer Strategie zur Eindämmung der Sowjetunion hatte allerdings einen Preis: die Spaltung Deutschlands und Europas.
 
        Durch wirtschaftliche, politische, militärische und kulturelle Beziehungen mit Westeuropa hatten die Amerikaner dafür gesorgt, dass die Idee „des Westens“ Gestalt annahm. Der Wiederaufbau, die Rehabilitation und die Integration Westdeutschlands waren ein zentrales Element dieser Strategie. Im Frühjahr 1953 standen diese Bemühungen kurz vor dem krönenden Abschluss: Durch eine Reihe von Verträgen sollte die Bundesrepublik ein großes Maß an Souveränität erlangen und zugleich fest in westeuropäische Strukturen verankert werden.
 
        Der Großteil Mittelosteuropas war in der Folge der sowjetischen Befreiung und Besetzung am Ende des Zweiten Weltkriegs durch die marxistisch-leninistischen Ideen, stalinistische Vorgehensweisen und die sowjetische Militärmacht zu einer Pufferzone aus kommunistisch dominierten und Moskau untergeordneten Satellitenstaaten verschmolzen worden. Bei Kriegsende war die Anziehungskraft des Kommunismus auf dem gesamten Kontinent noch groß gewesen, doch mittlerweile hatte die Sowjetisierung Mittelosteuropas zu Ernüchterung geführt, und das Schreckgespenst eines wachsenden sowjetischen Einflusses trieb seinerseits die Integration des Westens voran. Da er das besiegte Deutschland nicht vollständig unter seine Kontrolle hatte bringen können, genehmigte der sowjetische Staats- und Parteichef Josef Stalin die Schaffung eines sozialistischen Staates im sowjetisch besetzten Ostteil des Landes, der in den folgenden Jahren zunehmend nach sowjetischem Vorbild umgestaltet wurde. Anfang der 1950er Jahre hatten die Bestrebungen zur Verstaatlichung und zum Ausbau der Schwerindustrie, zur Enteignung der Landbesitzer und zur Kollektivierung der Landwirtschaft sowie zur Unterdrückung der politischen Opposition die Macht Moskaus als Epizentrum des kommunistischen Lagers gefestigt – und zugleich die Situation für die Bevölkerung in Osteuropa dramatisch verschlechtert.
 
        AUSBREITUNG EINER FATALEN LOGIK
 
        Der Wettbewerb zwischen den beiden grundlegend unterschiedlichen Weltsichten wurde verschärft durch das nukleare Wettrüsten zwischen den USA und der UdSSR, das praktisch mit dem Abwurf der Atombomben über Hiroshima und Nagasaki am 6. und 9. August 1945 begonnen hatte. Die Bemühungen von Robert Oppenheimer, dem leitenden Kopf des Manhattan-Projekts, die Atomenergie unter internationale Kontrolle zu bringen, blieben erfolglos. Weder US-Präsident Harry S. Truman noch Stalin sahen in der Bombe eine allgemeine Bedrohung, der man durch gemeinsames Handeln begegnen müsse. Dem ehemaligen sowjetischen Außenminister Andrei Gromyko zufolge „wäre Stalin niemals von der Entwicklung seiner eigenen Atombombe abgerückt. Ihm war klar, dass Truman nicht auf Atomwaffen verzichten würde.“02
 
        Der erste sowjetische Atombombentest fand im August 1949 statt. Die USA reagierten mit der Entwicklung der Wasserstoffbombe; im August 1953 zog die Sowjetunion nach. Atomwaffen wurden zentral für das strategische Denken beider Seiten im Kalten Krieg. Ihre schiere Zerstörungskraft löste Angst und Entsetzen aus, was die Entscheidungsträger im Westen wie im Osten vor einem Einsatz zurückschrecken ließ. Jeder Konflikt zwischen Supermächten trug das Risiko in sich, einen nuklearen Flächenbrand zu entfachen. Bereits lange vor dem Test der US-Bombe „Bravo“ auf dem Bikini-Atoll im Pazifischen Ozean am 1. März 1954, der tiefen Eindruck bei den Staats- und Regierungschefs und der Weltöffentlichkeit hinterließ – ihre Sprengkraft überstieg mit 15 Megatonnen TNT-Äquivalent das Tausendfache der Hiroshima-Bombe –, schränkte das nukleare Wettrüsten die Mittel ein, mit denen der Kalte Krieg – vor allem in Europa – ausgetragen wurde. Die daraus erwachsenden Risiken machten ihn immer gefährlicher.
 
        Die Geschichte des Volksaufstandes am 17. Juni 1953 in der DDR wird meist nur im europäischen Kontext betrachtet, doch für ein tieferes Verständnis ist eine Erweiterung des Blickwinkels notwendig. Beide ideologischen Visionen beanspruchten universelle Anwendbarkeit, und obwohl sich das internationale System des Kalten Krieges zunächst in Mittelosteuropa und Deutschland herauskristallisiert hatte, prägte es 1953 schon die ganze Welt. Für die politischen Entscheidungsträger in Washington und Moskau standen die Ereignisse in Berlin im Juni 1953 in einem weiteren Kontext. Und nicht nur das: Das Geschehen in anderen Teilen der Welt war aus ihrer Sicht untrennbar mit den Ereignissen in Europa verbunden.
 
        Am stärksten wurde das internationale System wohl durch den Zusammenbruch der europäischen Kolonialreiche als Folge des Zweiten Weltkrieges beeinflusst. Für viele der antikolonialen Bewegungen in Asien erschien die sozialistische Planwirtschaft zunächst als attraktives Modell zur Bewältigung der durch den Kolonialismus verursachten Ungerechtigkeiten und Verheerungen. Der Sieg der Kommunisten im Chinesischen Bürgerkrieg 1949 verstärkte das Gefühl, dass die Menschen in Asien in der Lage wären, gegen Fremdherrschaft „aufzustehen“, und dass der asiatische Kommunismus einen erfolgreichen revolutionären Weg einschlagen könnte. Nicht minder entscheidend war, dass die britischen, französischen und niederländischen Regierungen die Unterstützung der USA suchten, um ihre zerfallenden Kolonialreiche nicht aus der Hand geben zu müssen. Gemeinsam gelang es ihnen, die Amerikaner für die Wiederherstellung ihrer Kolonialregime zu gewinnen, indem sie die antikolonialen Kämpfe als Konflikte des Kalten Krieges darstellten.
 
        In ihrem Kampf gegen die kommunistischen Viet Minh, angeführt vom charismatischen Revolutionär Ho Chi Minh, spielten französische Politiker etwa mit der amerikanischen Angst vor innerer Instabilität in Frankreich, um die USA zur Hilfe in Indochina zu bewegen. Zugleich nutzten sie aus, dass die Amerikaner ein starkes Interesse an der Sicherung der französischen Unterstützung für die westdeutsche Wiederbewaffnung hatten. 1953 unterstützten die USA die Franzosen in Vietnam bereits in ähnlichem wirtschaftlichen Umfang wie zuvor im Rahmen des Marshall-Plans.03 Schon bald wurde der Kalte Krieg zur vorherrschenden Brille, durch die die Vereinigten Staaten die revolutionären Kämpfe im Globalen Süden betrachteten, von Asien bis zum Nahen Osten und Lateinamerika.
 
        Aber es war in erster Linie der Koreakrieg ab Juni 1950, mit dem sich die Logik des Kalten Krieges auch auf Asien ausdehnte. Der von der UdSSR gebilligte nordkoreanische Angriff auf den Süden verschärfte die Spannungen des Kalten Krieges, schürte Kriegsängste, militarisierte das strategische Denken, fachte das Wettrüsten an und beschleunigte die Entwicklung immer leistungsstärkerer Atomwaffen. Der Krieg hatte auch tiefe Auswirkungen auf die gespaltene europäische Politik. Die Wiederbewaffnung Westdeutschlands bekam für die USA neue Dringlichkeit, und für Stalin ging es im Gegenzug darum, diese zu verhindern. Bis 1953 hatte sich im Koreakrieg eine ungute Pattsituation entwickelt. Da beide Seiten nicht in der Lage oder willens waren, sich auf einen Waffenstillstand zu einigen, wurde der Konflikt zur Chiffre für die verhärteten Fronten des Kalten Krieges.
 
        BEWEGUNGEN IM OSTEN
 
        Trotz alledem war 1953 ein Jahr, in dem es auch Brüche im Verhärtungsprozess des Kalten Krieges gab – und zwar in einem solchem Ausmaß, dass führende Politiker und Menschen in Ost und West es zeitweise wagten, vielleicht nicht ein Ende, aber doch eine Entspannung der Systemauseinandersetzung für möglich zu halten. Ein Ende des Kalten Krieges war – rückblickend betrachtet – 1953 höchst unwahrscheinlich. Seine Logik, angetrieben von einem Nullsummendenken, war zu mächtig und der ideologische und geopolitische Einsatz zu hoch, um sie zu überwinden. Dennoch ließ sich bisweilen ein Blick auf eine Welt jenseits des seit 1945 entstandenen Konflikts erhaschen. Der Volksaufstand in Ostdeutschland im Juni 1953 und die internationalen Reaktionen darauf spiegelten sowohl das Gefühl wider, eine Veränderung des Kalten Krieges herbeiführen zu können – als auch einen neuen Grad der Verhärtung infolge der gewaltsamen Niederschlagung.
 
        Der wichtigste Einschnitt des Jahres war der Tod Stalins. Der Schock traf viele Sowjetbürger tief: Die meisten hatten zu Lebzeiten keinen anderen sowjetischen Führer gekannt, und obwohl Stalin weithin gefürchtet war, hielt man ihm das Überleben und den Sieg der Sowjetunion im Zweiten Weltkrieg ebenso wie den Wiederaufbau nach dem Krieg und den Aufstieg zur Supermacht zugute. Stalin starb am 5. März 1953 und hinterließ keinen offensichtlichen Nachfolger.04 Offiziell trat eine kollektive Führung an seine Stelle, bestehend vor allem aus dem Vorsitzenden des Ministerrats Georgi Malenkow, Innenminister und Sicherheitschef Lawrenti Beria, Außenminister Wjatscheslaw Molotow und dem Ersten Sekretär der KPdSU Nikita Chruschtschow. Doch hinter dem Euphemismus „kollektive Führung“ verbarg sich ein erbitterter Machtkampf, der mehrere Jahre andauern sollte. Mitte 1953 wurde Beria, der mächtige Chef des Geheimdienstes, verhaftet und Ende des Jahres hingerichtet; es dauerte aber noch bis 1956/57, bis Chruschtschow sich endgültig als neuer Kremlchef durchsetzte. So gerissen und mächtig Beria auch gewesen sein mag – weder er noch einer seiner Rivalen besaß das Charisma oder die Macht, um in gleicher Weise wie der frühere Diktator das Sowjetimperium zusammenzuhalten.
 
        Stalins Nachfolger fürchteten den Zusammenbruch der sowjetischen Herrschaft im eigenen Land und in den Satellitenstaaten nicht weniger als sich gegenseitig und waren sich deshalb immerhin darüber einig, dass die Spannungen innerhalb des sowjetischen Machtbereiches und dem Westen gegenüber abgebaut werden mussten. Unmittelbar nach Stalins Tod wurde eine neue Runde von Säuberungen abgebrochen, die der Diktator noch eingeleitet hatte. Mit einer partiellen Amnestie begannen die neuen Kreml-Machthaber, nach und nach einen Teil der Gulag-Häftlinge freizulassen. Um dem sinkenden Lebensstandard in der UdSSR entgegenzuwirken, reduzierten sie die Produktionsziele der Schwerindustrie sowie der Rüstungsindustrie und verstärkten stattdessen die Produktion von Lebensmitteln und Konsumgütern. In ähnlicher Weise sollte der sogenannte Neue Kurs die mittelosteuropäischen Satellitenländer vor dem Abgrund einer allgemeinen politischen und wirtschaftlichen Krise bewahren.
 
        Die neue Führung bemühte sich außerdem um eine Deeskalation im Verhältnis zum Westen: In einer Rede am 15. März 1953 kündigte Malenkow eine „Friedensoffensive“ an und beschwor die Erinnerung an die Allianz im Zweiten Weltkrieg. Moskaus Initiative zur Entspannung umfasste auch neue Flexibilität bei der Aushandlung eines Waffenstillstands in Korea, der Ende Juli 1953 schließlich unterzeichnet wurde. Unter anderem aufgrund von Berias Berichten über die sich verschlechternde Lage in Ostdeutschland und die hohe Zahl an Flüchtlingen, die über die offene Grenze in Berlin die DDR verließen, erörterte das Führungskollektiv die Möglichkeit, seine Deutschlandpolitik zu ändern. Bis heute ist es Historikern jedoch nicht gelungen, mit Sicherheit festzustellen, was die Beweggründe für die sowjetische Friedenskampagne waren und inwieweit die Führung damals tatsächlich bereit war, ihr außenpolitisches Konzept, insbesondere in der Deutschlandfrage, zu überdenken. Handelte es sich um eine grundsätzliche Abkehr vom militanten Kurs unter Stalin, die auch eine innere Stabilisierung ermöglicht hätte – einen ersten systematischen Versuch der Entstalinisierung –, oder ging es lediglich um neue Wege und Mittel für die alten Bemühungen, die drohende Wiederbewaffnung Deutschlands zu verhindern und die Einmütigkeit zwischen den westlichen Alliierten zu untergraben? Wie dem auch sei: Diskussionen über eine deutschlandpolitische Neuausrichtung Moskaus fanden im Juni mit dem Aufstand in der DDR und der Verhaftung Berias ein jähes Ende.05
 
        Der Führungswechsel in Moskau und die plötzlichen politischen Veränderungen verschärften auch die Schwierigkeiten in den Satellitenstaaten. Im Frühjahr 1953 kam es zu immer deutlicherer Kritik und gelegentlichen Ausschreitungen gegen die sich dramatisch verschlechternden Lebens- und Arbeitsbedingungen in Mittelosteuropa. Immer mehr Menschen begannen, sich den Behörden zu widersetzen, und zwar insbesondere die Arbeiter – also genau die Gruppe, die die Kommunisten zu vertreten vorgaben. Anfangs gelang es den osteuropäischen Führern, die Chruschtschow spöttisch „kleine Stalins“ nannte, die Unzufriedenheit der Arbeiter und ihre aufgestauten Forderungen im Zaum zu halten. Doch gefangen zwischen dem Reformdruck der neuen Moskauer Führung einerseits und ihren eigenen stalinistischen Vorlieben für eine stete Steigerung der Industrieproduktion und ein hartes Durchgreifen andererseits, erschienen die von den kommunistischen Behörden in der gesamten Region ziemlich abrupt verordneten Veränderungen widersprüchlich und planlos.
 
        Inmitten zunehmender Anzeichen von Unruhen in verschiedenen Regionen gingen die Arbeiter in der tschechoslowakischen Stadt Pilsen am 1. Juni 1953 auf die Straße, um gegen eine Währungsreform zu protestieren, die ihre wenigen Ersparnisse gefährdete. Die Proteste in Pilsen bereiteten den Boden für den noch folgenreicheren Aufstand in Ostdeutschland am 17. Juni. Die Demonstrationen und Streiks der Arbeiter in Berlin und Umgebung gegen die Erhöhung der Arbeitsnormen eskalierten zu landesweiten Protesten, wobei sich zu den Forderungen nach wirtschaftlichen Verbesserungen rasch auch die Rufe nach Freiheit und deutscher Einheit gesellten. Die Unruhen erfassten mehr als 700 Städte, Ortschaften und alle Bereiche der Gesellschaft. Erst ein massives Einschreiten der sowjetischen Militärmacht, in dessen Folge mindestens 55 Menschen starben und Tausende durch DDR-Sicherheitsorgane verhaftet wurden, brachte die Situation wieder unter Kontrolle des Regimes. Die Forderungen und Aktionen der Demonstranten zeigten aber, dass die Vision von einer alternativen Zukunft in Freiheit und nationaler Einheit zu dieser Zeit noch keineswegs verschüttet war. Solche Träume stellten das internationale System des Kalten Krieges ansatzweise infrage.
 
        ÜBERLEGUNGEN IM WESTEN
 
        So wie Stalins Tod und die Entspannungsinitiative seiner Nachfolger eine Bruchstelle im sich verhärtenden internationalen System bedeuteten, gilt dasselbe in anderer Weise auch für den Amtsantritt von Dwight D. Eisenhower als US-Präsident. Der erste Republikaner, der nach zwei Jahrzehnten demokratischer Herrschaft ins Weiße Haus gewählt wurde, war ein Held des Zweiten Weltkrieges, der nun als Kalter Krieger die Überzeugung vertrat, dass die Vereinigten Staaten die Sowjetunion und den Kommunismus weltweit bekämpfen müssten. Die Einstellung und Rhetorik, mit der er sich um die Präsidentschaft bewarb, spiegelten die allgegenwärtige, zuweilen hysterische antikommunistische Stimmung in den USA wider. Seine Wahl zeugte in erster Linie von einem Votum für innenpolitische Stabilität, nationale Einheit, Haushaltsdisziplin und eine starke Verteidigung.
 
        Als außenpolitische Internationalisten hatten Eisenhower und sein wichtigster außenpolitischer Berater John Foster Dulles der antikommunistischen Stimmung im Wahlkampf Rechnung getragen, indem sie unter anderem mit der recht aktivistischen Idee einer „Zurückdrängung“ (rollback) des Kommunismus in Mittelosteuropa und der „Befreiung“ (liberation) der gefangenen Menschen hinter dem Eisernen Vorhang für sich warben. Doch ungeachtet ihrer Kritik am angeblich defensiven und unbeweglichen Charakter von Trumans außenpolitischem Ansatz setzte Eisenhower nach seinem Amtsantritt Trumans allgemeine Eindämmungsstrategie durchaus fort. Zweifellos waren Eisenhower und Dulles, der nun Außenminister war, von der Notwendigkeit überzeugt, den Kommunismus notfalls auch mit Gewalt zu bekämpfen, aber in Moskaus „Vorgarten“ sollte die Befreiung mit friedlichen Mitteln erreicht werden. Der Präsident war sich des Potenzials und der Risiken des Nuklearzeitalters vollkommen bewusst und versuchte, die atomaren Kapazitäten der USA zu erhöhen, in Bereitschaft zu halten und so zu einer Politik der „massiven (nuklearen) Vergeltung“ (massive retaliation) überzugehen, um eine kommunistische Aggression abzuschrecken. Zu seinem im Vergleich zu früher energischeren Ansatz in internationalen Angelegenheiten gehörte auch der Ausbau der verdeckten Tätigkeiten der CIA zur Unterwanderung und zum Sturz von Regimen, die den Interessen der USA zuwiderliefen. Mit C.D. Jackson holte er zudem einen Veteran der psychologischen Kriegsführung des Zweiten Weltkriegs in die Regierung, um die Strategie des Kalten Krieges besser zu koordinieren.06
 
        Stalins Tod überrumpelte auch die neue US-Regierung. Eisenhower misstraute den Nachfolgern des sowjetischen Diktators. Von Dulles und dessen Bruder, dem CIA-Direktor Allen Dulles, in der Annahme bestärkt, dass die sowjetische Einladung zur Normalisierung der Beziehungen lediglich eine Charmeoffensive sei, die die Einheit, Verbundenheit und Verteidigung des Westens schwächen sollte, hielt sich Eisenhower mit einem förmlichen Dialog auf Regierungsebene zurück. Stattdessen setzte er auf verstärkte psychologische Kriegsführung, in der Hoffnung, den Führungswechsel in Moskau zu erschweren.
 
        In den politischen Zentren des Westens herrschte über diese Frage jedoch Uneinigkeit. Im Gegensatz zur eher zurückhaltenden Reaktion der USA war der britische Premierminister Winston Churchill der Ansicht, dass Stalins Ableben der Welt die Chance für eine Wende in den Ost-West-Beziehungen bot. Unbeeindruckt von der ablehnenden Haltung Washingtons drängte Churchill am 11. Mai 1953 in einer Rede vor dem Unterhaus auf einen trinationalen Ost-West-Gipfel zur Beilegung der drängendsten Probleme – es wäre der erste seit der Potsdamer Konferenz im Juli 1945 gewesen. Dabei erwähnte er die Deutsche Frage nur am Rande, aber es war klar, dass er sich eine Wiedervereinigung des Landes unter der Bedingung deutscher Neutralität vorstellen konnte – eine Idee, die sowohl in Washington als auch bei Bundeskanzler Konrad Adenauer tiefste Besorgnis erregte.
 
        Auch die französische Regierung hatte mit der Idee eines Gipfeltreffens zur Erkundung der sowjetischen Absichten geliebäugelt, schlug aber, ausmanövriert durch Churchills Initiative, am 20. Mai ein westliches Gipfeltreffen auf den Bermudas vor, das die Teilnahme Frankreichs an solchen Ost-West-Treffen sicherstellen würde und möglicherweise Gelegenheit bot, auf die Bedingungen für eine Wiederbewaffnung Westdeutschlands zum Vorteil Frankreichs Einfluss zu nehmen. Churchills Vision ging jedoch weit über solche taktischen Manöver hinaus. Der Mann, der in seiner Rede zum „Eisernen Vorhang“ im März 1946 eines der stärksten Bilder des Kalten Krieges geschaffen hatte, hatte sich nichts Geringeres als die Beendigung des Kalten Krieges zum Ziel gesetzt. Seine Beweggründe waren vermutlich komplex: Zweifellos wollte er sich wieder als internationaler Staatsmann in Szene setzen, nachdem seine Teilnahme an der Potsdamer Konferenz durch die überraschende Wahlniederlage im Juli 1945 ein jähes Ende gefunden hatte. Da er im Krieg mit Stalin Verhandlungen geführt hatte, setzte er bei seinen Plänen wohl auch auf seine persönlichen diplomatischen Fähigkeiten. Mit der Chance, das System des Kalten Krieges zu überwinden, verband sich aber auch die Hoffnung, Großbritannien wieder zu Macht und Ansehen zu verhelfen, das im Konflikt der zwei Supermächte nur die zweite Geige spielen konnte. Die sowjetischen Absichten mussten also auf die Probe gestellt werden.07 In dem Bestreben, Churchill zuvorzukommen, stimmte Eisenhower dem Bermuda-Treffen widerwillig zu.
 
        17. JUNI: AUFBRUCH UND STILLSTAND
 
        Der Aufstand in der DDR durchkreuzte Churchills Gipfelpläne. Angesichts der gewaltsamen Niederschlagung durch die sowjetischen Streitkräfte schloss Eisenhower bei einem Treffen mit seinem Nationalen Sicherheitsrat am 18. Juni jede Möglichkeit einer Konferenz mit der sowjetischen Führung aus. Der Knackpunkt war die Frage, inwiefern Washington bereit war, die deutschen Unruhen auszunutzen, „wenn die Sache wirklich Fahrt aufnimmt“ („if this thing really gets cracking“), wie es C.D. Jackson in der Sitzung des Sicherheitsrates ausdrückte. Für ihn waren die Ereignisse in Ost-Berlin der Moment, um für den lang ersehnten rollback der sowjetischen Macht zu plädieren: „Es wird vielleicht gerade der Zerfall des Sowjetimperiums eingeläutet. Sehen wir tatenlos zu, oder kommen wir dem Zerfall zu Hilfe?“ Jackson betrachtete die ostdeutschen Unruhen sowohl aus einer regionalen als auch aus einer internationalen Perspektive. So sprach er sich für ein Eingreifen der USA aus, um ein Blutbad durch die sowjetischen Streitkräfte zu verhindern, und glaubte, dass einige der Satellitenstaaten bereit wären, dem jugoslawischen Beispiel von 1948 zu folgen und mit Moskau zu brechen. Er argumentierte zudem, dass die Ereignisse in Ostdeutschland mit einer überraschenden Wende in Korea in Zusammenhang standen, wo der südkoreanische Präsident Rhee Syng-man gerade rund 25000 Kriegsgefangene, die sich weigerten, nach Nordkorea zurückzukehren, freigelassen hatte, um die Waffenstillstandsverhandlungen mit Pjöngjang zu torpedieren. Seiner Ansicht nach stellten Rhees Aktionen die kommunistische Entschlossenheit ebenso auf die Probe wie die Proteste in Ostdeutschland.08
 
        Für Eisenhower hing jede Entscheidung über ein militärisches Eingreifen in Deutschland davon ab, wie weit sich die Aufstände ausbreiteten – ob sie tatsächlich den Beginn des Zerfalls der kommunistischen Welt bedeuteten. „Greifen die Unruhen auf China oder sogar auf die UdSSR selbst über?“, fragte der Präsident. „Sollte dies geschehen, hätten wir wahrscheinlich nie eine bessere Gelegenheit einzugreifen und wären gut beraten, beispielsweise Waffen zu liefern.“ Die Ausbreitung der Unruhen auf China waren für ihn der entscheidende Punkt, „denn für die UdSSR wäre es keine große Schwierigkeit, Aufstände in Europa niederzuschlagen, es wäre aber schwer für sie, mit Unruhen in Europa und im Fernen Osten gleichzeitig fertig zu werden“. In den Überlegungen des Präsidenten zeigte sich der Druck, den das System des Kalten Krieges erzeugte. Die Gefahr, dass westliche Waffenlieferungen angesichts der überwältigenden sowjetischen Streitkräfte zu einem weiteren Blutbad führen könnten, gepaart mit der Befürchtung, dass ein direkter Konflikt zwischen den beiden Supermächten den Dritten Weltkrieg lostreten könnte, legte für Eisenhower die Messlatte für die Bedingungen, unter denen die USA innerhalb des sowjetischen Machtbereichs intervenieren würden, enorm hoch. Für ein Eingreifen der USA hätten die Unruhen erst noch China und die Sowjetunion erfassen müssen. Da es keine nachrichtendienstlichen Erkenntnisse gab, die darauf hindeuteten, hielt sich Eisenhower diesbezüglich zurück. Es sei „noch nicht an der Zeit“, so schloss er, „sie endgültig rauszuwerfen“ („to roll them up for keeps“).09
 
        Nach dem Aufstand in der DDR verstärkte die Eisenhower-Regierung ihre Bemühungen, die kommunistischen Behörden durch Propaganda und andere Maßnahmen der psychologischen Kriegsführung unter Druck zu setzen, und zwar nicht nur in Ostdeutschland, sondern in der gesamten Region. Durch ein Lebensmittelhilfsprogramm für die DDR, das humanitäre mit propagandistischen Zwecken verband, demonstrierte der Westen seine Fähigkeit, die DDR-Behörden nach dem 17. Juni weiter in Atem zu halten. Westliche Propaganda und subversive Bemühungen ermutigten zum Widerstand und zielten darauf, die mittelosteuropäischen Regierungen zu destabilisieren. Sehr zur Enttäuschung vieler Ostdeutscher und Osteuropäer konnten die amerikanischen Rollback-Bemühungen jedoch nicht verhindern, dass die kommunistischen Führer in den Satellitenstaaten die Kontrolle wiedererlangten und das Befreiungsversprechen solange hinauszögerten, bis ab Mitte der 1980er Jahre die Umwälzungen in der UdSSR und in Mittelosteuropa das internationale System des Kalten Krieges von innen heraus auflösten.
 
         
          Aus dem Englischen von Birthe Mühlhoff, Dinslaken.
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        DER 17. JUNI 1953
 
        Trauma, Erinnerung, Aufarbeitung
 
        Daniela Münkel
 
        Es ist der 31. August 1989 in der Zentrale des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) in Berlin-Lichtenberg: Hochrangige Offiziere erstatten Minister Erich Mielke Bericht über die schwierige Lage im Lande. Plötzlich und völlig unvermittelt fragt Mielke: „Ist es so, daß morgen der 17. Juni ausbricht?“01 Die Angst vor einer Wiederholung der Ereignisse vom 17. Juni 1953, als sich das Volk und vor allem die Arbeiterschaft gegen die SED-Regierung erhob, hat die Parteiführung nie verlassen. Dies gilt insbesondere für diejenigen, die 1953 schon Verantwortung trugen. Bei Mielke hatten sich die damaligen Ereignisse und deren Folgen tief eingebrannt, hatte er doch hautnah miterleben müssen, wie der erste Staatssicherheitschef, Wilhelm Zaisser, darüber gestürzt wurde. So verwundert es wenig, dass vor allem in den 1950er Jahren, immer wenn der Jahrestag des Aufstands näher rückte, das MfS und die anderen Sicherheitsorgane des SED-Staates die Lage im Land besonders intensiv beobachteten und bereits im Vorfeld versuchten, alles zu unterbinden, was ein erneutes Aufflammen eines Protestes in irgendeiner Weise ermöglicht hätte. Erst als sich die Herrschaft der SED in den folgenden Jahrzehnten stabilisierte, verlagerte sich der Fokus des MfS in Richtung Westen.02
 
        Nach dem Amtsantritt der sozialliberalen Koalition unter Bundeskanzler Willy Brandt 1969 und der Einleitung ihrer neuen Deutschland- und Ostpolitik gerieten vor allem die Aktivitäten der von der DDR als revanchistisch eingestuften Gruppierungen wie Vertriebenenverbände, die Junge Union oder die Internationale Gesellschaft für Menschenrechte ins Visier der Stasi. Zwar schwächte sich das Trauma des 17. Juni im Laufe der Jahrzehnte ab, aber die Sensibilität der Sicherheitsorgane im Hinblick auf die Jahrestage der Ereignisse verschwanden nie ganz.03
 
        Nicht nur bei den Herrschenden hatte der Aufstand vom 17. Juni ein Trauma hinterlassen, sondern auch bei der Bevölkerung. Denn seine gewaltsame Niederschlagung hatte verdeutlicht, dass ein Sturz der kommunistischen Machthaber hoffnungslos war, solange die Sowjets ihren Herrschaftsbereich im Osten verteidigten. Die Niederschlagung des Aufstands in Ungarn 1956 und des Prager Frühlings 1968 bestätigten diese Hoffnungslosigkeit. Auch deshalb konnte der 17. Juni der in den späten 1970er Jahren erstarkenden Oppositions- und Bürgerrechtsbewegung kaum als Anknüpfungspunkt dienen. Zielte der antikommunistische Aufstand von 1953 auf eine aussichtslose Überwindung von DDR und Sozialismus, fügte sich die neue Oppositionsbewegung in die realpolitischen Gegebenheiten und rang mit den Herrschenden um eine Reform, nicht um eine Abschaffung des bestehenden Systems.
 
        GEGENSÄTZLICHE DEUTUNGEN
 
        Mit dem 17. Juni 1953 verbinden sich auch widerstreitende Interpretationen und Erinnerungspolitiken in Ost- und Westdeutschland. Die DDR-Regierung deutete den Volksaufstand umgehend als vom Westen gesteuerten, faschistischen Putsch. Bereits unter dem Eindruck der ersten öffentlichen Proteste am 16. Juni in Ost-Berlin – und damit noch vor Ausbruch des landesweiten Aufstandes – präsentierte das „Neue Deutschland“ seinen Lesern und Leserinnen am Morgen des 17. Juni die staatlich vorgegebene Interpretation der kommenden Ereignisse: „Am Dienstag verursachten Gruppen von aus Westberlin eingeschleusten Provokateuren Zwischenfälle im demokratischen Sektor von Berlin. (…) Die Agenten bedienten sich dabei eines Teiles der Bauarbeiter, die sie zu einer Demonstration veranlaßten. Sie nutzten die Tatsache aus, daß unter den Bauarbeitern eine starke Erregung über die unzulässige administrative Art der Normfestsetzung herrscht. (…) Am Abend des Dienstag drangen große Gruppen faschistischer Jugendlicher aus Westberlin in den demokratischen Sektor ein und versuchten vor allem in der Stalinallee Zerstörungen anzurichten.“04
 
        Auch wenn es grundsätzlich alles andere als abwegig war, angesichts der US-amerikanischen „Liberation Policy“ in der Hochphase des Kalten Krieges dem Westen die Absicht einer Destabilisierung der SED-Herrschaft vorzuwerfen,05 musste diese eindimensionale Lesart der Ereignisse eine Wahnvorstellung bleiben. Die Anzettelung eines Aufstands überstieg die Möglichkeiten westlicher Geheimdienste. Die offiziell propagierte Lesart der Ereignisse war vor allem nach innen nötig, um von der fehlenden Legitimation der SED und der von ihr begangenen Fehler abzulenken. Das nützte besonders Parteichef Walter Ulbricht, der den harten Stalinisierungskurs der zurückliegenden Jahre verkörperte und dessen politische Zukunft bei Erlass des „Neuen Kurses“ deshalb keineswegs als gesichert galt. Nach der Niederschlagung bekam er in einem ausführlichen Abschlussbericht vom Zentralkomitee (ZK) der SED die gewünschte Deutung des Aufstands geliefert: „Zur Verhinderung der Durchführung des neuen Kurses von Partei und Regierung und um der weiteren Entspannung der internationalen Lage entgegenzuwirken und Berlin und die Deutsche Demokratische Republik zum Ausgangspunkt des Krieges in Europa zu machen, organisierten die feindlichen Kräfte unter direkter Beteiligung und Führung amerikanischer Stellen und der Volksfeinde in Bonn in der Zeit vom 16. bis 22. 6. 53 den Versuch eines faschistischen Umsturzes in der DDR. Neben der langjährigen Vorbereitung ihrer Agentenzentralen und Verbindungen in der DDR und ihrer täglichen Hetze durch Rundfunk, Flugblätter Presse usw. verstärkten sie ihre feindliche Wühlarbeit nach dem Tod des Genossen Stalin, wobei sie besonders versuchten das Vertrauen zur Sowjetunion und zur Richtigkeit ihrer Politik zu erschüttern und antisowjetische Auffassungen in der Bevölkerung verstärkt wieder aufleben zu lassen.“06
 
        Die zentrale Rolle, die der Rundfunk im amerikanischen Sektor (RIAS) bei der Verbreitung der Nachrichten über das Aufstandsgeschehen und damit auch bei der Ausweitung der Proteste gespielt hatte,07 unterstützte aus Sicht der Machthaber in Ost-Berlin die These einer westlichen Einflussnahme. Entsprechend versuchte man auch in den Prozessen gegen wirkliche und vermeintliche Rädelsführer, den Angeklagten eine faschistische Gesinnung und Vergangenheit sowie eine Tätigkeit für westliche Geheimdienste nachzuweisen, ohne dass freilich der Beweis eines geplanten Aufstands gelingen konnte. Das staatlich verordnete Narrativ wurde nie aufgegeben und hielt sich bis zum Untergang der DDR.08 In der Öffentlichkeit wurde das Ereignis möglichst totgeschwiegen, in der Hoffnung, dass es in Vergessenheit gerät.
 
        In der Bundesrepublik lassen sich hingegen mehrere Phasen der Erinnerung im Hinblick auf den 17. Juni 1953 ausmachen. Die von Konrad Adenauer geführte Regierung interpretierte den Aufstand als Bankrotterklärung des kommunistischen Systems und konnte ihn innen- und außenpolitisch propagandistisch ausschlachten. Bereits am 3. Juli 1953 beschloss der Deutsche Bundestag, den 17. Juni als „Tag der deutschen Einheit“ und „Symbol der deutschen Einheit in Freiheit“ zum ersten Staatsfeiertag der jungen Bundesrepublik zu machen.09 Politisch half der 17. Juni der Bundesregierung, die Notwendigkeit einer Abgrenzung gegenüber dem Osten als Abwehr einer kommunistischen Bedrohung zu bekräftigen und damit den eingeschlagenen Kurs der Westbindung entgegen aller kritischen Stimmen voranzutreiben. Geschichtspolitisch kam der Volksaufstand gelegen, um auch die vom Nationalsozialismus durchtränkte westdeutsche Nachkriegsgesellschaft ein Stück weit zu rehabilitieren. In der auch vom Westen ideologisch aufgeladenen Systemauseinandersetzung ließen sich so die Schrecken des NS-Staates mit dem Nachkriegsunrecht in Ostdeutschland gleichsetzen. Dass sich die DDR-Bevölkerung gegen dieses neue, aber grundlegend andersartige Unrechtsregime zur Wehr setzte, diente als Beleg, dass die Deutschen eben doch zu demokratischen Revolutionen fähig seien. Daraus wurde abgeleitet, dass die „nationale Würde“ Deutschlands, die durch die NS-Zeit beschädigt war, zumindest teilweise wieder hergestellt sei.10 In der „Zeit“ argumentierte die Journalistin Marion Gräfin Dönhoff bereits am 25. Juni in diese Richtung: „Der 17. Juni 1953 wird einst und vielleicht nicht nur in die deutsche Geschichte eingehen als ein großer, ein symbolischer Tag. (…) Denn an diesem 17. Juni hat sich etwas vollzogen, was wir alle für unmöglich hielten. (…) Hatten wir nicht längst resigniert vor der Macht des totalitären Apparates, gegen den jegliche Auflehnung zwecklos sei? (…) Als Demonstration begann’s und ist eine Revolution geworden! Die erste wirkliche deutsche Revolution, ausgetragen von Arbeitern, die sich gegen das kommunistische Arbeiterparadies empörten, die unbewaffnet, mit bloßen Händen, der Volkspolizei und der Roten Armee gegenüberstanden“.11
 
        In den folgenden Jahrzehnten unterlag das Gedenken an den 17. Juni in der Bundesrepublik vor dem Hintergrund sich wandelnder internationaler Rahmenbedingungen sowie eines generationellen, gesellschaftlichen und politischen Wertewandels mannigfachen Veränderungen.12 Nach dem Mauerbau 1961, als die deutsche Teilung buchstäblich zementiert war, verkam die Forderung nach einer Wiedervereinigung zur reinen Rhetorik. Die Mehrheit der bundesdeutschen Bevölkerung hatte sich mit der deutschen Teilung mehr oder weniger abgefunden, sodass das Interesse an einem „Tag der Deutschen Einheit“ zurückging. Die erste Große Koalition schaffte kurz vor ihrer Abwahl 1969 die öffentliche Gedenkfeier ab, nur ein Jahr zuvor hatte es sogar Pläne gegeben, den Feiertag ganz zu streichen. Durch die neue Deutschland- und Ostpolitik der Ende 1969 angetretenen sozialliberalen Koalition und den Abschluss des Grundlagenvertrages zwischen der Bundesrepublik und der DDR 1972 stand die deutsche Zweistaatlichkeit nicht mehr infrage. Der Feiertag wurde nun folgerichtig als Tag der Mahnung zur nationalen Verantwortung beider deutscher Staaten interpretiert. Trotz einiger Versuche der Regierung unter Helmut Kohl in den 1980er Jahren, den „Tag der Deutschen Einheit“ wieder stärker im öffentlichen Bewusstsein zu verankern, wurde der Feiertag zunehmend sinnentleert und blieb kaum mehr als ein arbeitsfreier Sommertag. Mit der Wiedervereinigung 1990 wurde der 17. Juni schließlich geräuschlos durch den 3. Oktober als Nationalfeiertag „ersetzt“.
 
        HISTORIOGRAFISCHE KONJUNKTUREN
 
        Die Auseinandersetzung mit dem Aufstand – mit seinem Ausmaß, seinen Trägergruppen und seiner Verortung in der deutschen Geschichte – schritt dennoch fort. Es begann eine Phase der Erinnerung zwischen Historisierung und Politisierung, die bis heute nicht abgeschlossen ist. Dabei geht es nicht nur um neue historische Erkenntnisse. Vor allem entbrannte nun ein Kampf um Deutungshoheiten, um den Volksaufstand 1953 in eine Tradition „deutscher Revolutionen“ zu stellen. Mit Blick auf die DDR-Geschichte meinte dies, die inzwischen zur „Friedlichen Revolution“ deklarierten Proteste des Jahres 1989 als Vollendung des gescheiterten Aufstandes von 1953 zu interpretieren.13
 
        Zwar war die Forschung zum 17. Juni in der „alten Bundesrepublik“ relativ umfänglich und in ihrer Analyse nicht grundsätzlich falsch, dennoch brachte die Öffnung der Archive neue Erkenntnisse, sodass ein genaueres Bild der Ereignisse gezeichnet werden konnte. Das betraf besonders die Vorgeschichte des Aufstands, sein Ausmaß, die Protagonisten, die Niederschlagung und die anschließende Repressionsphase.14 Gedenktage wurden von Historikerinnen und Historikern sowie von Akteurinnen und Akteuren der ehemaligen DDR-Opposition genutzt, um den 17. Juni als Erinnerungsort in der deutschen Geschichte zu etablieren. Dazu gehörte auch die Forderung nach Wiedereinführung des Feiertags, wie sie etwa vom letzten Bundesbeauftragten für die Stasiunterlagen, Roland Jahn, regelmäßig geäußert wurde: „Der 17. Juni ist als Gedenktag wichtiger als der 3. Oktober.“15
 
        2003 schwappte anlässlich des 50. Jahrestags des Juni-Aufstands eine regelrechte mediale Welle über die Republik: Dokumentationen, Diskussionsrunden, Spielfilme und Zeitungsartikel wurden flankiert von Gedenkfeiern, wissenschaftlichen Tagungen und Publikationen.16 Der Anlass wurde auch genutzt, um noch möglichst viele Zeitzeuginnen und Zeitzeugen zu befragen und deren Erinnerungen für die Nachwelt festzuhalten. Besonders von Historikerinnen und Historikern, die in der DDR-Opposition aktiv gewesen waren, war es ein zentrales Anliegen, das damals dominierende Narrativ vom Arbeiteraufstand durch das eines Volksaufstands zu ersetzen.17 Dies war aber lediglich eine Umetikettierung, denn dass der von der Arbeiterschaft getragene Aufstand auch andere soziale Gruppen ergriffen hatte, war nie strittig. Entscheidender ist vielmehr, dass nach dem 50. Jahrestag das Thema in fast all seinen Facetten differenziert betrachtet wurde. Mittlerweile liegen zahlreiche Regional- und Lokalstudien zum Volksaufstand vor, die die Situation jenseits der Zentren genauer untersuchen und damit zu einer weiteren Differenzierung bei der Betrachtung des Geschehens beitragen.18
 
        Nach dem Höhepunkt der Aufmerksamkeit 2003 war anlässlich des 60. Jahrestages 2013 wenig Neues zu erwarten.19 Erstmalig wurde die Stasi-Berichterstattung des Jahres in Gänze als Edition veröffentlicht.20 Umgekehrt ermöglichte die Öffnung des BND-Archivs erstmals eine Untersuchung der Wahrnehmung des Aufstandes durch den frühen Bundesnachrichtendienst.21 Zudem wurde versucht, den 17. Juni nicht mehr nur als zentrales Ereignis der deutschen Geschichte und Erinnerungskultur zu interpretieren, sondern in einen gesamteuropäischen Zusammenhang zu stellen.22 Letztlich wurde der 17. Juni auch 2013 zu einem massenmedialen und gedenkpolitischen Ereignis, wenn auch nicht im gleichen Ausmaß wie noch zehn Jahre zuvor.
 
        ERKENNTNISSE UND BLINDE FLECKEN
 
        Und 2023, zum 70. Jahrestag? Ist der 17. Juni endgültig „ausgeforscht“? Wird sich der Jahrestag auf offizielle Gedenkfeiern und Sonntagsreden beschränken? Die Ereignisse sind bekannt und weitgehend unstrittig: Das betrifft vor allem die Vorgeschichte des Aufstands und dessen Deutung als Reaktion auf den repressiven Kurs der SED im Zuge des „planmäßigen Aufbaus des Sozialismus“ seit 1952, insbesondere gegen besitzende Schichten und die Kirche. Als wichtige Faktoren gelten auch die daraus resultierenden Fluchtbewegungen sowie die massive Versorgungskrise. Ebenso wird der von den Sowjets erzwungenen Verkündung des „Neuen Kurses“ im „Neuen Deutschland“ vom 11. Juni 1953 eine wichtige Rolle zugeschrieben, denn dieser sah weitreichende Konzessionen gegenüber den bislang verfolgten Milieus vor und wurde deshalb von der Bevölkerung als Bankrotterklärung der bisherigen Politik sowie als Eingeständnis der Schwäche gewertet.23
 
        Auch über die Ereignisse in Ost-Berlin und in weiten Teilen der DDR unmittelbar vor, während und nach dem 17. Juni herrscht weitgehender Konsens: Vom 16. bis 21. Juni wurde in über 700 Städten und Gemeinden der DDR die Arbeit niedergelegt, rund eine Million Menschen beteiligten sich an den Aktionen, mehr als 1000 Betriebe und Genossenschaften wurden bestreikt, etwa 250 öffentliche Gebäude besetzt, darunter Einrichtungen der SED und des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes, MfS-Kreisdienststellen und Volkspolizeireviere, Haftanstalten wurden belagert und gestürmt und mehr als 1500 Häftlinge befreit. Die Forderungen lauteten: „Freie Wahlen“, „Nieder mit der SED“, „Wiedervereinigung“, „Freilassung aller politischen Häftlinge“, „Rücktritt der Regierung“ sowie „Abzug der Besatzungstruppen aus Deutschland“.24 Durch den Einsatz sowjetischer Panzer wurde der Aufstand ab dem 17. Juni gewaltsam niedergeschlagen. In 167 von 267 Stadt- und Landkreisen der DDR wurde der Ausnahmezustand verhängt, es galt dort das Kriegsrecht. Mindestens 55 Todesopfer lassen sich nachweisen, zudem wurden zahlreiche Menschen verhaftet, auch in den Wochen und Jahren danach. Bis Mitte 1955 wurden rund 15000 Personen festgenommen und etwa 1800 zu oft langen Haftstrafen verurteilt.
 
        Ungeachtet der Repressionen kehrte nur langsam Ruhe ein. Die zweite Jahreshälfte 1953 war vom Bemühen der SED-Führung geprägt, das Krisengeschehen zu beenden oder zumindest zu mildern. Den Machthabern gelang es, SED-Gegner einzuschüchtern oder auszuschalten und regimefeindliche Äußerungen aus dem öffentlichen Raum zu verdrängen. Angesichts der anhaltenden negativen Stimmung in der Bevölkerung mussten die repressiven Maßnahmen jedoch dosiert eingesetzt werden. Insbesondere in den Industriebetrieben war die Situation noch längere Zeit angespannt. Um die Lage zu stabilisieren, sollte die Bevölkerung durch Zugeständnisse beruhigt werden – was im Wesentlichen bedeutete, Produktion und Handel im Zeichen des konsumfreundlicheren „Neuen Kurses“ neu zu ordnen. Dies erwies sich angesichts objektiver Probleme zwar als schwierig, letztlich war diese Doppelstrategie aber erfolgreich: Bis Ende des Jahres kam es zu einer relativen Konsolidierung der Verhältnisse, was die SED nutzte, um ihre Herrschaft gezielt auszubauen. Der massive Aufwuchs des Sicherheitsapparates und der Aufbau des Überwachungsstaates waren in diesem Sinne eine direkte Folge des 17. Juni.
 
        Trotz der sehr guten Forschungslage gibt es aber immer noch Aspekte, die unterbelichtet sind. Das gilt verwunderlicher Weise für die Rolle von Frauen während des Aufstandsgeschehens, im Vorfeld und danach.25 Ähnliches gilt für das Geschehen auf den Dörfern und in der Landwirtschaft: Es wird zwar erwähnt, aber systematische Analysen und Einordnungen sind selten. Besonders die Privatbauern wurden seit 1952 teilweise extrem drangsaliert, und die SED hatte diesbezüglich mit anhaltendem Gegenwind zu kämpfen. Mit Verkündung des „Neuen Kurses“ änderte sich die Situation auf dem Land jedoch entscheidend.26 Der Druck auf die Privatbauern ließ beträchtlich nach, was in vielen Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften (LPG), insbesondere denjenigen, deren Zustandekommen von Zwangsmaßnahmen begleitet gewesen war, Auflösungserscheinungen zur Folge hatte und die ohnehin fragile Situation auf dem Land weiter destabilisierte. Gerade hier verlor die SED den wenigen Boden, den sie hatte gewinnen können: Bauern, die mehr oder minder freiwillig die Kollektivierung mitgetragen hatten, fühlten sich von ihr im Stich gelassen und in ihrer Existenz bedroht. Die vormals verfolgten Grundbesitzer witterten Morgenluft, um in ihre alten Positionen zurückzukehren. Insofern lässt sich zugespitzt sagen, dass der Aufstand zuerst auf dem Land ausbrach, was bis heute häufig übersehen wird.
 
        Nach wie vor richtet sich der Blick vor allem auf die urbanen Zentren des Volksaufstands – besonders auf das Geschehen in Ost-Berlin. Wie der Historiker Jens Schöne herausgearbeitet hat, reagierten Teile der Landbevölkerung schneller und vor allem anders auf den Kurswechsel der SED als die Arbeiter in den Städten:27 Überall gab es aus Dörfern Meldungen, dass es bereits am 12. Juni Unruhen gegeben habe. So wurde etwa an die Parteizentrale berichtet: „Das Kommuniqué des Polit.-Büros [gemeint ist die Verkündung des „Neuen Kurses“ am 11. Juni 1953, Anm. D.M.] wurde von den Großbauern in allen Bezirken mit offener Schadenfreude aufgenommen. Sie führten wüste Saufgelage durch, schüchterten teilweise Genossenschaftsbauern ein.“28 Einen Tag später, am 13. Juni, hieß es dann: „Nach einem Stimmungsbericht aus Köthen diskutierten die Einwohner die durch den Stadtfunk bekannt gewordenen Kommuniqués. Gruppen bis zu 150 Personen beteiligten sich an diesen Straßendiskussionen.“29
 
        Die Nachrichten vom 17. Juni über die Ereignisse in Ost-Berlin und anderen Städten hatten eine zusätzliche mobilisierende Wirkung für das Aufstandsgeschehen auf dem Land – die Situation verschärfte sich zusehends: Bis zum 21. Juni gab es in mindestens 302 Dörfern Protestaktionen wie Arbeitsniederlegungen, die allerdings nicht das zentrale Mittel des Widerstandes auf den Dörfern waren.30 Im Mittelpunkt der Proteste auf dem Lande standen die verhassten LPGs. Besonders für mittlere und größere Bauern bedeutete diese völlig neue Bewirtschaftungsform einen Bruch mit den althergebrachten Besitz- und Gesellschaftsstrukturen auf den Dörfern. Es verwundert daher kaum, dass sich der bäuerliche Protest 1953 vor allem in massenhaften Austritten aus den LPGs und zahlreichen Auflösungen ganzer Produktionsgenossenschaften manifestierte. Das MfS meldete am 1. Juli 1953, dass sich 58 LPGs aufgelöst hatten und weitere 113 einen solchen Schritt planten. Außerdem seien insgesamt 2197 Bauern aus 202 LPGs ausgetreten.31
 
        Darüber hinaus kam es auch im ländlichen Raum zu Protesten gegen lokale SED-Funktionäre, die zum Teil massiv attackiert wurden.32 Die Wut gegen das Repressionssystem brach sich auch durch die Beteiligung von Bauern an Gefangenenbefreiungen in Kleinstädten Bahn.33 Die zentralen Protestformen auf den Dörfern sind damit beschrieben. Anders als in den Städten gab es hier keine Traditionen von Streikbewegungen oder Arbeitskämpfen, sodass sich der Widerstand eher in individuellem Handeln manifestierte. Zentrale Forderungen waren aber auch auf dem Land die Abschaffung der SED-Diktatur und der Ruf nach Wiedervereinigung. Auch in den nächsten Wochen und Monaten, gar Jahren, kehrte keine völlige Ruhe ein, wovon zahlreiche MfS-Berichte zeugen.
 
        NEUE PERSPEKTIVEN
 
        Andere, bisher weniger erforschte Aspekte rund um den Aufstand des 17. Juni rückt eine dreibändige Sonderedition des Stasi-Unterlagen-Archivs in den Mittelpunkt, die anlässlich des 70. Jahrestages erscheint.34 Der Herausgeber Ronny Heidenreich hat dafür sämtliche Bestände des Bundesarchivs nach Unterlagen zum Thema durchforstet und einiges bisher Unbekanntes zutage gefördert. Das Besondere daran ist, dass sowohl Dokumente aus der DDR als auch der Bundesrepublik sowie Zeitzeugenberichte präsentiert werden. Damit erfolgt erstmals eine umfassende Einbettung des 17. Juni in den deutsch-deutschen Kontext. Einen Schwerpunkt bilden die unterschiedlichen Stränge der Berichterstattung an die jeweiligen Regierungen: Die Lageberichte von SED, Blockparteien, Volkspolizei und MfS auf der einen sowie von Verfassungsschutz, Organisation Gehlen, Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen und weiteren Diensten auf der anderen Seite. Aus den Dokumenten lassen sich neue Erkenntnisse und Forschungsfragen ableiten, wie folgende Beispiele verdeutlichen: Lag der Fokus der Berichterstattung im Osten vor allem auf den Reaktionen der unterschiedlichen sozialen Schichten auf den „Neuen Kurs“ und der Bevölkerungsstimmung, war er im Westen vornehmlich auf die Frage nach den deutschlandpolitischen Konzepten der Sowjets gerichtet. Anders als bisher behauptet, hätte die DDR-Führung durch die Berichterstattung im Vorfeld des Aufstands gewarnt sein können. Im Westen hingegen registrierten die Organisation Gehlen und andere berichtende Institutionen zwar die zunehmende Unruhe in der Bevölkerung der DDR, daraus schlussfolgerten sie allerdings nicht, dass ein größerer Aufstand bevorstand. Diese Geringschätzung der Bevölkerung als Akteur sollte sich für die Analyse des Geschehens als verhängnisvoll erweisen.
 
        Während des Volksaufstands wurde in enger Taktung an die Staatsführung der DDR berichtet. Nach dem obligatorischen Hinweis, dass es ich um einen vom Westen gesteuerten, faschistischen Putsch handele, ist die Berichterstattung – jenseits ideologischer Selbstvergewisserungen – relativ ungeschminkt. Zwar versuchte man zeitweise, die Lage zu beschönigen. Doch um die Machthaber in die Lage zu versetzen, gegenzusteuern, ging man dann rasch wieder dazu über, die reale Situation wiederzugeben. Neu ist hier darüber hinaus die Erkenntnis, dass sich die SED-Führung während und nach dem Volksaufstand – obwohl ihr zahlreiche Informationsquellen zur Verfügung standen – vor allem auf die Berichte des eigenen Parteiapparats verließ. Das zu dieser Zeit erst entstehende Berichtswesen der Staatssicherheit schien den Machthabern in Ost-Berlin offenbar weniger zuverlässig, was sich in den nächsten Jahren jedoch ändern sollte.
 
        Im Westen kann man von einer völligen Fehleinschätzung und Informationsdefiziten sprechen. Die berichterstattenden Institutionen, allen voran die Organisation Gehlen, gingen – ohne wirkliche belastbare Informationen – davon aus, dass der Aufstand von der KPdSU selbst initiiert worden sei. Man mutmaßte, dass die Sowjets den Westintegrationskurs der Adenauer-Regierung torpedieren und eine neue, nach ihren Plänen gestaltete Nachkriegsordnung installieren wollten – notfalls auch unter der Preisgabe von DDR und SED-Führung. Einzig das Ministerium für Gesamtdeutsche Fragen berichtete differenzierter, da es über bessere Informationsquellen in der DDR verfügte. Diese Berichte trugen offensichtlich dazu bei, dass Adenauer die These von der sowjetischen Urheberschaft des Aufstandes öffentlich nur abgeschwächt vertrat.
 
        Die in der Edition dokumentierten Zeitzeugenberichte, die vor allem durch Interviews mit DDR-Flüchtlingen, Angehörigen des Sicherheitsapparates und Aufstandsteilnehmenden sowie V-Leuten in der Bundesrepublik entstanden sind, eröffnen die Möglichkeit, das Aufstandsgeschehen aus individueller und kollektivbiografischer Sicht zu analysieren. Sie erweitern die Analysemöglichkeiten der Forschung, die sich in weiten Teilen vor allem auf die Berichterstattung des DDR-Sicherheits- und SED-Parteiapparates stützte. Stammten die meisten bisher veröffentlichten Zeitzeugenberichte vor allem von „Rädelsführern“ des Aufstands und von Personen, die nach dem Aufstand in die Mühlen der DDR-Justiz gerieten, eröffnet sich durch die Berichte von „normalen“ Teilnehmenden an den Protesten sowie nicht beteiligten DDR-Bürgerinnen und -Bürgern ein erweiterter und auch differenzierterer Blick auf das Geschehen vor, während und nach dem Aufstand vom 17. Juni 1953.
 
        Insofern gibt es auch 70 Jahre nach dem Volksaufstand noch neue Fragen an den 17. Juni. Seine Erforschung kann als ebenso wenig abgeschlossen gelten, wie die Erinnerung an den Aufstand und seine geschichtspolitische Deutung für die Gegenwart. Mit Blick auf die Renaissance autokratischer und autoritärer Regime in der heutigen Welt scheinen historische Vorbilder nötiger denn je.
 
         
          DANIELA MÜNKEL 
ist habilitierte Historikerin und leitet die Forschungsabteilung im Stasi-Unterlagen-Archiv des Bundesarchivs. daniela.muenkel@bundesarchiv.de
 
        
 
        ANMERKUNGEN
 
        01 Zit. nach Armin Mitter/Stefan Wolle (Hrsg.), Ich liebe Euch doch alle! Befehle und Lageberichte des MfS Januar-November 1989, Berlin 1990, S. 125.
 
        02 Vgl. ausführlich Bernd Eisenfeld, Der „17. Juni“ – doppeltes Trauma: Machthaber und Opposition, in: Roger Engelmann/Ilko-Sascha Kowalczuk (Hrsg.), Volkserhebung gegen den SED-Staat. Eine Bestandsaufnahme zum 17. Juni 1953, Göttingen 2005, S. 349–377, hier S. 350–353.
 
        03 Vgl. Information Nr. 229/83 über ein Vorkommnis mit Bauarbeitern auf der Baustelle in Berlin-Marzahn, Karl-Holtz-Straße, am 17. Juni 1983, 22.6.1983, www.ddr-im-blick.de.
 
        04 Provokationen von westberliner Kriegshetzern im demokratischen Sektor Berlins, in: Neues Deutschland (ND), 17.6.1953, S. 1.
 
        05 Vgl. Bernd Stöver, Die Befreiung vom Kommunismus. Amerikanische Liberation Policy im Kalten Krieg 1947–1991, Köln 2002.
 
        06 Analyse über die Vorbereitung, den Ausbruch und die Niederschlagung des faschistischen Abenteuers vom 16.–22.6.1953, Dok. 88 in: Ronny Heidenreich (Hrsg.), Der 17. Juni 1953. Berichte über den Volksaufstand aus Ostberlin und Bonn, Bd. 3, Berlin 2023.
 
        07 Vgl. u.a. Manfred Rexin, Zur Rolle Westdeutschlands und West-Berlins am 16./17. Juni 1953, in: Engelmann/Kowalczuk (Anm. 2), S. 84–91, hier S. 86f.
 
        08 Vgl. u.a. Karl Wilhelm Fricke/Roger Engelmann, Der „Tag X“ und die Staatssicherheit. 17. Juni 1953 – Reaktionen und Konsequenzen im DDR-Machtapparat, Bremen 2003, S. 197ff.
 
        09 Vgl. Edgar Wolfrum, Geschichtspolitik in der Bundesrepublik Deutschland. Der Weg zur bundesrepublikanischen Erinnerung 1948–1990, Darmstadt 1999, S. 82.
 
        10 Vgl. ebd., S. 79.
 
        11 Zit. nach Edgar Wolfrum, Ein ungebetener Erinnerungsort? Der 17. Juni im nationalen Gedächtnis der Bundesrepublik Deutschland, in: Engelmann/Kowalczuk (Anm. 2), S. 414–425, hier S. 416.
 
        12 Zum Folgenden vgl. ebd. S. 420ff.
 
        13 Dass diese Interpretation kaum tragfähig ist, haben Herrmann Wentker und Walter Süß bereits vor Längerem nachgewiesen: Herrmann Wentker, Arbeiteraufstand, Revolution? 1953 und 1989/90 im Vergleich, in: Deutschland Archiv 3/2001, S. 385–397; Walter Süß, Von der Ohnmacht des Volkes zur Resignation der Mächtigen. Ein Vergleich des Aufstandes in der DDR 1953 mit der Revolution von 1989, in: Engelmann/Kowalczuk (Anm. 2), S. 426–462.
 
        14 Vgl. Fricke/Engelmann (Anm. 8), S. 7ff., S. 12ff.
 
        15 Unter anderem in der Rhein-Neckar-Zeitung, 17.6.2020.
 
        16 Vgl. Edgar Wolfrum, Neue Erinnerungskultur? Massenmedialisierung des 17. Juni 1953, in: APuZ 40–41/2003, S. 33–39.
 
        17 Vgl. u.a. Ilko-Sascha Kowalczuk, 17.6.1953 – Volksaufstand in der DDR. Ursachen–Abläufe–Folgen, Bremen 2003.
 
        18 Vgl. u.a. Clemens Heitmann/Thomas Schubert (Hrsg.), Der 17. Juni in Sachsen. Ursachen, Ereignisse, Wirkung und Rezeption, Berlin 2014.
 
        19 Vgl. Thomas Großbölting, Der 17. Juni im Geschichtsbild und Geschichtsbewusstsein der Gegenwart, in: Andreas H. Apelt/Jürgen Engert (Hrsg.), Das historische Gedächtnis und der 17. Juni 1953, Halle/S. 2014, S. 97–113.
 
        20 Vgl. Roger Engelmann (Bearb.), Die DDR im Blick der Stasi 1953. Die geheimen Berichte an die SED-Führung, hrsg. von Daniela Münkel, Göttingen 2013.
 
        21 Vgl. Ronny Heidenreich, Die Organisation Gehlen und der Volksaufstand am 17. Juni 1953, Marburg/Berlin 2013.
 
        22 Vgl. Ilko-Sacha Kowalczuk, 17. Juni 1953, München 2013, S. 120ff.
 
        23 Vgl. dazu u.a. Roger Engelmann, Der Weg zum 17. Juni – ein Überblick über Hintergründe und Verlauf, in: Apelt/Engert (Anm. 19), S. 21–37.
 
        24 Vgl. Kowalczuk (Anm. 17), S. 34f.
 
        25 Für erste Ansätze vgl. Andrea Bahr/Michèle Matetschk, Ist der 17. Juni männlich?, 17.6.2020, www.demokratiegeschichten.de/ist-der-17-juni-1953-maennlich; Heidi Roth, Der 17. Juni 1953 in der DDR. Nur ein Aufstand von Männern?, in: Metis. Zeitschrift für historische Frauenforschung und feministische Praxis 16/1999, S. 83–104.
 
        26 Vgl. Elke Scherstjanoi, SED-Agrarpolitik unter sowjetischer Kontrolle 1949–1953, München 2007, S. 552–584; Arnd Bauerkämper, Ländliche Gesellschaft in der kommunistischen Diktatur. Zwangsmodernisierung und Tradition in Brandenburg 1954–1963, Köln u.a., S. 171ff.; Theresia Bauer, Blockpartei und Agrarrevolution von oben. Die Demokratische Bauernpartei Deutschlands 1948–1963, München 2003, S. 388–396.
 
        27 Vgl. Jens Schöne, Jenseits der Städte. Der Volksaufstand vom Juni 1953 in der DDR, Erfurt 2023; ders., Volksaufstand. Der 17. Juni in Berlin und der DDR, Berlin 2013, S. 94–115.
 
        28 Tagesbericht vom 12. Juni 1953, zit. nach Schöne 2013 (Anm. 27), S. 102.
 
        29 LDPD-Bericht über die Stimmung zum „Neuen Kurs“ vom 13. Juni 1953, Dok. 12 in: Heidenreich (Anm. 6).
 
        30 Vgl. Schöne 2003 (Anm. 27), S. 106ff.
 
        31 Vgl. Engelmann (Anm. 20), Einleitung, S. 37.
 
        32 Eines von vielen Beispielen sind die Vorgänge im Dorf Milzau im Bezirk Halle: Nachdem der örtliche SED-Funktionär genötigt wurde, den Protestmarsch anzuführen, wurde ein Gebäude gestürmt, in dem sich weitere Funktionäre befanden, es kam zu einer Prügelei, und der Bürgermeister wurde gezwungen, in eine Mistgrube zu springen. Vgl. Schöne 2003 (Anm. 27), S. 108.
 
        33 Vgl. ebd. S. 111f.
 
        34 Vgl. Heidenreich (Anm. 6).
 
      

       
        ENTSICHERT, ORGANISIERT UND ERZOGEN
 
        Die DDR-Gesellschaft der frühen 1950er Jahre
 
        Ralph Jessen
 
        24 Pfund Bohnenkaffee aus Westdeutschland reichten aus. Als sie im Dezember 1951 bei einer Steuerprüfung entdeckt wurden, war es um den Zirkus Busch geschehen: Wegen Steuervergehens wurde das Unternehmen enteignet. Dem Zirkus Aeros ging es nicht besser. Auch hier dienten angebliche Steuerschulden als Begründung für die Verstaatlichung am 1. Januar 1953. Der dritte Großzirkus auf dem Gebiet der DDR, Zirkus Barlay, war schon 1950 in öffentliches Eigentum überführt worden, nachdem sein Eigentümer, Harry Barlay, in den Westen gegangen war. 13 kleinere Wanderzirkusse verschwanden zwischen 1951 und 1953 von der Bildfläche, gingen ein oder wurden aufgelöst.01
 
        Wer an die Revolution von oben denkt, mit der die ostdeutsche Gesellschaft zwischen 1948 und 1953 umgewälzt werden sollte, hat nicht unbedingt das Schicksal des Zirkus Busch vor Augen. Doch dürften die Erfahrungen, die die Zirkusleute Anfang der 1950er Jahre machen mussten, mit den Erfahrungen vieler DDR-Bürger übereingestimmt haben. Nach Kriegsniederlage, Besatzung und Entnazifizierung, nach Hungerjahren und staatlicher Teilung, nach Verabschiedung einer pseudodemokratischen Verfassung und der Etablierung der SED als herrschende Partei waren die Bürger der frisch gegründeten DDR mit einer unberechenbaren Obrigkeit konfrontiert. Unter hohem Zeitdruck, mit enormem propagandistischen Aufwand, ohne Mandat und ohne rechtsstaatliche Bindung verfolgte die SED-Spitze ihr Projekt „Aufbau des Sozialismus“ – seit der II. Parteikonferenz von 1952 stand es auch offiziell auf der Agenda. Ob es sich dabei eher um den Import des sowjetischen Modells von Herrschaft, Wirtschaft und Gesellschaft handelte, um Erbschaften der deutschen kommunistischen Tradition oder um ostdeutsche Spezifika in einem geteilten Land spielte für die Menschen, die diesem gewaltsamen Umbruch ausgesetzt waren, eine untergeordnete Rolle.
 
        Nicht nur die einfachen Bürger, sondern auch viele loyale Parteimitglieder der SED sahen sich Tag für Tag verwirrenden Widersprüchen ausgesetzt: Den Versprechungen der Verfassung stand die Realität diktatorischer Herrschaft gegenüber, die Rede von Volkseigentum und Arbeitermacht passte schlecht mit dem Alltag von Arbeitsdruck, Mangel und Verweigerung jeder ernsthaften Partizipation zusammen, die politische Rhetorik beschwor nationale Werte und huldigte zugleich Stalin und der Sowjetunion, forcierte Militarisierung machte die lautstarke Friedenspropaganda unglaubwürdig. Wurden diese und andere Gegensätze zu offensichtlich, waren angebliche Feinde des Friedens und des Sozialismus rasch als Sündenböcke bei der Hand. Wer den Wendungen der Parteilinie nicht mehr folgen konnte oder wollte, musste mit „Erziehungsmaßnahmen“ oder Schlimmerem rechnen. Die Erfahrungsgeschichte der DDR-Bürger in dieser Hochphase des Stalinismus kann man vielleicht am ehesten als ein aufreibendes Wechselbad von Unsicherheit, Willkür, Fremdbestimmung und Bedrohung auf der einen Seite und lockenden Chancen, neuer Sinnstiftung, Aufbaupathos und Zukunftsversprechungen auf der anderen Seite beschreiben.
 
        Je nach Generationenzugehörigkeit, sozialem Status, persönlichen Werthaltungen und politischen Auffassungen waren die Faktoren anders gemischt – die Erfahrung von Instabilität und Ungewissheit in einer Konstellation beschleunigten Wandels, der vom Einzelnen nicht zu beeinflussen war, dürfte für fast alle fühlbar gewesen sein. Mit den Soziologen Émile Durkheim und Robert K. Merton könnte man von einem Zustand gesellschaftlicher Anomie sprechen, einem Zustand unklarer oder sich auflösender Regeln und Normen. Die Wünsche und Erwartungen vieler Angehöriger dieser Gesellschaft passten mit den vom politischen System vorgegebenen Wegen zur Erreichung dieser Ziele nicht zusammen.02 Die Gesellschaft in der frühen DDR stand unter extremem Stress.
 
        Wenn man diese unübersichtliche Szenerie, die den Hintergrund der wachsenden Spannungen in der DDR der frühen 1950er Jahre bildete und die Voraussetzungen des Juniaufstands von 1953 hervorbrachte, unter dem Gesichtspunkt des von oben erzwungenen sozialen und kulturellen Wandels ordnet, sind vor allem drei Aspekte hervorzuheben: Erstens wurde die ostdeutsche Gesellschaft dieser Jahre durch eine Vielzahl politisch initiierter Mobilisierungsprozesse aufgewühlt, die das Leben der Menschen unsicher und die Zukunft unkalkulierbar machten. Gegenläufig dazu entstanden zweitens zahlreiche neue, politisch kontrollierte Organisationen, die Ordnung, Handlungssicherheit und Integration versprachen, dabei aber den Regulierungs- und Disziplinierungsanspruch des Regimes in immer weitere Sphären der Gesellschaft hineintrugen. Diese Organisationen waren wiederum drittens die wichtigsten Instrumente ideologischer Sinnstiftung und Verhaltensregulierung, denen die Bürger der DDR alltäglich ausgesetzt waren.
 
        DIE ENTSICHERTE GESELLSCHAFT
 
        Vor einigen Jahren hat der Historiker Eckart Conze die Geschichte der Bundesrepublik als eine „Suche nach Sicherheit“ beschrieben.03 Vor dem Hintergrund der einschneidenden politischen Zäsuren der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts, zweier verlorener Weltkriege, der Erfahrung von NS-Diktatur, Besatzungsherrschaft und staatlicher Teilung, hatte sich die Sehnsucht nach Stabilität und Sicherheit als Leitmotiv der politischen Kultur etabliert. Blickt man aus dieser Perspektive auf die Frühgeschichte der DDR, erscheint diese als eine Phase tiefer Verunsicherung und Instabilität. Kaum dass sich die Wirren der „Zusammenbruchsgesellschaft“04 nach Kriegsende gelegt hatten, sah sich die Bevölkerung der ostdeutschen Länder ab 1947/48 mit dem einsetzenden Kalten Krieg und dem Beginn der „sozialistischen“ Transformation einem Stakkato politisch initiierter Umbrüche ausgesetzt. Schon einmal machten die Bürger der DDR also die Erfahrung, dass ein Systemübergang sie in eine „entsicherte Gesellschaft“ führte – wenn auch auf sehr andere Weise als 40 Jahre später.05
 
        Diese Erfahrung erstreckte sich auf fast alle Lebensbereiche: Die Revolutionierung der sozialen Strukturen und Hierarchien hatte unmittelbar nach Kriegsende mit der Bodenreform eingesetzt und war 1953 noch lange nicht abgeschlossen.06 Dabei handelte es sich um einen erzwungenen Elitenwechsel, der zunächst antifaschistisch legitimiert und später immer stärker mit dem Aufbau einer neuen sozialistischen Gesellschaft begründet wurde. Im Zuge der Entnazifizierung wurden große Teile der Funktionseliten in Verwaltung, Justiz, Bildungswesen und Universitäten entlassen, die das NS-Regime getragen hatten. Auch die flächendeckende Vertreibung der landwirtschaftlichen Großgrundbesitzer und die Enteignung weiter Teile des Wirtschaftsbürgertums firmierte als „antifaschistische“ Säuberung. Für die Enteignungskampagnen gegen kleine und mittlere Selbstständige in den frühen 1950er Jahren hielten meist fadenscheinig konstruierte Wirtschaftsdelikte als Rechtfertigung her. Statt um die individuelle Sanktionierung großer und kleiner Nazis ging es mehr und mehr um die kollektive Verdrängung bürgerlicher Statusgruppen. Diesen Degradierungs- und Abstiegserfahrungen standen Aufstiegserfahrungen gegenüber, die oft genauso unerwartet und unberechenbar anmuteten. „Neulehrer“ und „Volksrichter“ wurden nach kurzen Schnellkursen in ihre Ämter gebracht, „Arbeiter-und-Bauern-Fakultäten“ rekrutierten akademischen Nachwuchs aus den unteren Schichten; Verwaltung, Parteiapparate und eine Fülle neuer Organisationen suchten händeringend nach politisch loyalen Mitarbeitern, auch wenn es mit deren Fachqualifikation oft nicht weit her war. „Ab morgen bist du Direktor“ – diese Ansage hatte Anfang der 1950er Jahre meist mehr mit einem Parteiauftrag als mit Leistungsaufstieg zu tun.07 Eigentum, ererbter Status und „bürgerlicher Habitus“ verloren an Bedeutung, zumindest vorübergehend auch Fachqualifikation; „politisches Kapital“ und das, was später die Kultur einer „arbeiterlichen Gesellschaft“08 ausmachte, gewannen dagegen an Gewicht, wenn es um Auf- und Abstiege ging.
 
        Die Erfahrung alltäglicher Unsicherheit, die die Ostdeutschen angesichts dieser sozialen Revolution von oben machten, wurde durch die Unberechenbarkeit von Verwaltung, Justiz, politischen Institutionen und vor allem der „herrschenden Partei“ massiv verstärkt. Nach der Gründung der DDR am 7. Oktober 1949 wurden die ohnehin spärlichen Ansätze von Rechtsstaatlichkeit, die in den Besatzungsjahren entstanden waren, in kürzester Zeit beendet. Nur zehn Tage nach der Staatsgründung legte eine geheime Richtlinie fest, dass alle wichtigen Gesetzesvorlagen, Verordnungen und Verwaltungsmaßnahmen vor ihrer Verabschiedung beziehungsweise Durchführung von der SED-Spitze abzusegnen waren.09 Kaum beschlossen, waren fundamentale Bestimmungen der DDR-Verfassung insgeheim wieder aufgehoben worden. Die Verfassungen der im Sommer 1945 neu gegründeten Länder wurden mit deren Auflösung 1952 gleich ganz außer Kraft gesetzt. Da in diesem Zusammenhang auch die Verwaltungsgerichte aufgelöst wurden, verloren die DDR-Bürger jede Möglichkeit, sich mit rechtlichen Mitteln gegen staatliches Handeln zur Wehr zu setzen; die Abschaffung des gesamten Verwaltungsrechts folgte sechs Jahre später.10
 
        Eine politisierte Strafjustiz tat ihr Übriges, sodass die Bevölkerung der DDR den Willkürmaßnahmen der Behörden, mit denen der „Aufbau des Sozialismus“ ab 1952 durchgesetzt werden sollte, ohne rechtlichen Schutz ausgesetzt war: Sei es bei der Schließung der Staatsgrenze zur Bundesrepublik im Mai 1952 und der folgenden Zwangsaussiedlung Tausender Bewohner der neuen Sperrzone, sei es bei der Enteignung zahlreicher Pensionen, Hotels und Erholungsheime an der Ostseeküste während der „Aktion Rose“ 1953, sei es bei der erwähnten Verstaatlichung privater Zirkusse oder bei den Repressalien gegen die kirchliche Jugendarbeit während des Kirchenkampfes gegen die Gruppen der „Jungen Gemeinde“. Die Grunderfahrung existenzieller Unsicherheit angesichts administrativer Willkür, abrupter Richtungsänderungen der Politik und der Unverbindlichkeit von Regeln und Verfahren reichte bis tief in die „herrschende Partei“. Selbst deren Spitzenfunktionäre waren nicht davor gefeit: Als die Führung der KPdSU nach Stalins Tod eine gemäßigtere Richtung einschlug, mussten der Generalsekretär des Zentralkomitees (ZK) der SED Walter Ulbricht, der Ministerpräsident Otto Grotewohl und der ZK-Sekretär für Propaganda Fred Oelßner Anfang Juni 1953 in Moskau zum Rapport erscheinen und die Direktiven zum „Neuen Kurs“ entgegennehmen. Hunderttausende Parteimitglieder hatten sich seit Anfang der 1950er Jahre demütigenden Überprüfungen ihrer Loyalität und Linientreue zu stellen – wer versagte, den erwartete ein ungewisses Schicksal.11 Nicht nur ehemaligen Sozialdemokraten drohten der Rauswurf aus der SED, berufliche Nachteile, manchmal Haft. Besonders misstrauisch schaute die stalinistische Parteiführung auf alle, die irgendwann einmal in Distanz zur kommunistischen Orthodoxie Moskauer Prägung gestanden hatten: Ehemalige Angehörige linker Kleingruppen in der Weimarer Republik und vor allem Rückkehrer aus der britischen, mexikanischen oder US-amerikanischen Emigration waren schikanösen Gesinnungsprüfungen und massiver Repression ausgesetzt. Unter ihnen waren etliche jüdische Intellektuelle, deren Lage besonders prekär wurde, als die SED-Führung Ende 1952, Anfang 1953 auf die als „Antizionismus“ verbrämte antisemitische Kampagne der KPdSU-Führung in Moskau einschwenkte. Ein Großteil der wenigen jüdischen Überlebenden des Holocaust, die bis dahin in der DDR gelebt hatten, floh in den Westen.
 
        Dies erinnert daran, dass die DDR auch im Jahr 1953 noch eine durch große geografische Mobilität und Zwangsmigration geprägte Gesellschaft war. Millionen von Vertriebenen waren in der östlichen Besatzungszone gestrandet, viele auf Dauer, andere zogen weiter in den Westen. Die befreiten Insassen der nationalsozialistischen Lager mussten im postfaschistischen Deutschland wieder Fuß fassen. Ehemalige Kriegsgefangene und Zivilinternierte kehrten in eine fremd gewordene Welt zurück. Zehntausende Arbeitskräfte wurden schon in den späten 1940er Jahren mit mehr oder weniger Zwang für den sowjetischen Uranbergbau im Erzgebirge rekrutiert, Tausende mussten ihre Dörfer an der neuen westlichen Staatsgrenze verlassen, andere wurden für die pompösen industriellen Großprojekte des Sozialismus mobilisiert wie etwa den Aufbau des „Eisenhüttenkombinats Ost“, das 1953 in „Stalinstadt“ umbenannt wurde. Über eine Million Menschen verließen die DDR zwischen 1949 und 1953 in Richtung Westen.12 All dies verstärkte die Erfahrung von Instabilität und Unbehaustheit.
 
        DIE ORGANISIERTE GESELLSCHAFT
 
        In der entsicherten Gesellschaft der frühen DDR machten viele Menschen die Erfahrung, dass ihre Lebenswelt auf neue Weise unberechenbarer, die geltenden Regeln unklarer und die Zukunft ungewisser geworden waren. Die politischen Institutionen traten als bedrohliche Macht mit umfassendem Gestaltungsanspruch auf, die Anpassung und Zustimmung erwartete, deren große Versprechungen von Recht, Verfassung, Demokratie, Nation, Arbeitermacht und Wohlstand aber mit ihrer Herrschaftspraxis wenig zu tun hatten. Wie konnte man diesen Institutionen mit Vertrauen begegnen, wie der Zukunft mit einiger Erwartungssicherheit entgegensehen, wie verlässliche soziale Beziehungen aufbauen? Während die Lebensverhältnisse in der DDR für den Einzelnen unüberschaubarer geworden waren, betrieb das SED-Regime zur gleichen Zeit mit außerordentlicher Energie die Entwicklung der kommunistischen „Organisationsgesellschaft“.13 Der „Aufbau des Sozialismus“ war zum Gutteil identisch mit dem Aufbau neuer Großorganisationen beziehungsweise der Anpassung vorhandener Organisationen. Nun sind Organisationen ein grundlegendes Strukturelement der Moderne und nicht spezifisch für kommunistische Diktaturen. Deren Besonderheit lag darin, dass die institutionelle Differenzierung moderner Gesellschaften aufgehoben und möglichst alle Sphären der Gesellschaft einer einheitlichen, ideologisch legitimierten Regulierung und Steuerung untergeordnet werden sollten.14 Was so abstrakt klingt, bedeutete aus der Erfahrungsperspektive der Menschen konkret, dass sie in immer mehr Bereichen ihres Lebens dem steuernden und regelnden, bevormundenden und gängelnden Staat begegneten beziehungsweise der die „Durchorganisierung“ der Gesellschaft vorantreibenden „führenden Partei“.
 
        Die Eigenlogik der gesellschaftlichen Subsysteme wurde nach und nach stillgelegt beziehungsweise politisch überformt:15 Zwar gab es auf dem Papier noch Parteienpluralismus und allgemeine Wahlen, faktisch aber liefen die „Blockparteien“ nach 1949 an der kurzen Leine des ZK. Mit der Farce der Einheitslistenwahlen machte man noch nicht einmal den Versuch, so etwas wie Parteienkonkurrenz zu fingieren. Nach der Aufhebung der Verwaltungsgerichtsbarkeit und des Verwaltungsrechts entfernte sich der expandierende Staatsapparat immer weiter vom Modell einer rechtsförmig organisierten Bürokratie. Die Gründung der „staatlichen Plankommission“ 1950 und aller damit zusammenhängender Gremien und Verfahren der Wirtschaftslenkung war ein entscheidender Schritt zur Außerkraftsetzung des Marktes zugunsten einer umfassenden politischen Steuerung aller wirtschaftlichen Prozesse. Von einer Unabhängigkeit der Presse und des Rundfunks konnte weder vor noch nach der Staatsgründung die Rede sein, und auch die Buch- und Zeitschriftenverlage mussten in immer engeren Grenzen manövrieren.
 
        Die Jahre bis 1953 waren die Zeit, in der sich der neue Organisationskosmos mit großem Tempo in der ostdeutschen Zivilgesellschaft ausbreitete: Der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund unterwarf sich 1950 öffentlich der SED-Führung, die Freie Deutsche Jugend (FDJ) führte 1953 einen erbitterten Kampf gegen die Junge Gemeinde der protestantischen Kirchen, der 1947 gegründete Demokratische Frauenbund schaltete vorhandene Frauenorganisationen gleich, die im Jahr der Staatsgründung aus der Taufe gehobene Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft machte sich an die schwere Aufgabe, den Deutschen in der DDR ihre Furcht, ihr Ressentiment und ihren Dünkel gegenüber „den Russen“ auszutreiben. Diese Liste kann leicht verlängert werden – von der 1950 gegründeten elitären Akademie der Künste bis zum Zentralhaus für Laienkunst, das sich ab 1952 um die Anleitung des künstlerischen Volksschaffens kümmern sollte. Schon ein Jahr zuvor hatte die „StaKuKo“ – die Staatliche Kommission für Kunstangelegenheiten – damit begonnen, im Auftrag der SED-Führung gegen westliche „Dekadenz“, „Formalismus“ und „Kosmopolitismus“ zu Felde zu ziehen. Den Universitäten und Hochschulen wurden im Rahmen der II. Hochschulreform von 1951/52 die verbliebenen Selbstverwaltungsrechte genommen und ein scharf politisiertes „gesellschaftswissenschaftliches Grundstudium“ aufgezwungen.16
 
        Man könnte annehmen, dass soziale Stabilität und individuelle Erwartungssicherheit zunahmen, je mehr Menschen in diese rasch expandierende Organisationswelt einbezogen wurden, die ja mit dem Anspruch auftrat, alle Aspekte des Lebens zu ordnen und zu regulieren. Nicht zuletzt die Ereignisse des 17. Juni 1953 zeigen, dass dies nicht der Fall war. Dies lag sicherlich daran, dass die Organisationsoffensive der SED-Führung von vielen als bedrohlich, bedrängend oder auch nur als lästig erfahren wurde. Zudem haben die nach sowjetischem Modell entworfenen Organisationen gerade in den Anfangsjahren alles andere als perfekt funktioniert. Weder gab es genügend qualifiziertes und ideologisch sattelfestes Personal, noch waren die Abläufe und Prozesse eingespielt. Letztlich lagen dem mangelnden Integrationserfolg aber grundsätzliche Probleme zugrunde: Erstens entsprachen die neuen Organisationen und Verwaltungen trotz ihrer aufwendigen Gremien, Berichtszüge und Anweisungsverhältnisse gerade nicht dem Modell „rationaler“ bürokratischer Herrschaft, da die Geltung von Regeln und Verfahren immer durch äußere Interventionen „der Partei“ durchkreuzt werden konnte. Zweitens führte das Primat politisch-ideologischer Steuerung zu notorischer Ineffizienz, zu Reibungsverlusten und Leistungsschwäche, da es im Zweifelsfall eben nicht um wirtschaftliche Kriterien, wissenschaftliche Wahrheiten oder künstlerische Originalität ging, sondern um politische Herrschaftsinteressen und ideologische Deutungshoheit. Drittens wirkten strikte Hierarchien und die Zentralisierung aller relevanten Entscheidungen lähmend und demotivierend.
 
        DIE ERZOGENE GESELLSCHAFT
 
        1953 kamen sieben neue DEFA-Spielfilme in die Kinos der DDR – sechs von ihnen hatten eine politische Botschaft. Die einzige Ausnahme war „Die Geschichte vom kleinen Muck“ unter Regie von Wolfgang Staudte. Sie erwies sich als Publikumsrenner. Bis heute gilt die Verfilmung des Märchens von Wilhelm Hauff als erfolgreichste DEFA-Produktion aller Zeiten. Statt sich verkrampfter Politpropaganda auszusetzen, floh man lieber in orientalische Phantasiewelten. Denn in den vier Jahren zwischen der Staatsgründung und dem Juniaufstand von 1953 trat das SED-Regime den DDR-Bürgern als aggressive Erziehungs- und Mobilisierungsdiktatur entgegen. Ein nicht abreißender Strom propagandistischer Texte, Plakate, Veranstaltungen und Filme flutete den öffentlichen Raum. Mit nur geringen Nuancen vermittelten SED-Kader, Medien, Bildungseinrichtungen und „Massenorganisationen“ die Leitbilder des neuen sozialistischen Menschen, priesen die Freundschaft zur Sowjetunion, verdammten den Westen und appellierten an Arbeitsethos und Moral. Zukunftsoptimismus und Aufbauelan wurden beschworen, sozialistische Heldenmythen popularisiert.17 Hunderttausende neue SED-Mitglieder mussten zu loyalen Kommunisten gemacht werden. Der „Aufbau des Sozialismus“ war eine gewaltige Erziehungsaufgabe.
 
        Politische Sinnstiftung, öffentliche Mobilisierung und performative Inszenierung gingen Hand in Hand.18 Seitdem der Bergmann Adolf Hennecke am 13. Oktober 1948 seine Arbeitsnorm zu 387 Prozent übererfüllt hatte, rollte die „Aktivistenbewegung“ durchs Land. Nicht schnöde materielle Interessen, sondern selbstloser Einsatz für den Aufbau und den Sozialismus sollte zu Höchstleistungen motivieren. Immer neue Heldinnen und Helden der Arbeit wurden als leuchtende Vorbilder in Szene gesetzt.19 Ihr Beispiel sollte dazu motivieren, die große Transformation nicht nur passiv über sich ergehen zu lassen, sondern sie aktiv mitzugestalten – freilich stets zu den Konditionen der SED. Teilhabe, Integration und Performanz standen auch im Zentrum der großen Mobilisierungsereignisse, mit denen das Regime sich selbst und den Bürgern der DDR die fiktive Einheit von Volk und Führung vorführte: Die streng choreografierten Demonstrationen zum 1. Mai gehörten von Anfang an zur Routine des politischen Festkalenders; das „Deutschlandtreffen“ der FDJ von 1950 und die „Weltfestspiele der Jugend und Studenten“ im folgenden Jahr versammelten Hunderttausende Jugendliche in Ost-Berlin.20 Solche politische Erlebnispädagogik hinterließ vermutlich tiefere Eindrücke als staubtrockene Lektürestunden mit Stalins „Kurzem Lehrgang“, zumal, wenn man die Berlinreise mit einem heimlichen Besuch in einem West-Berliner Grenzkino verbinden konnte. Der bizarr anmutende Stalinkult mit seinen bigotten Treueschwüren und Glaubensbekenntnissen gehörte in der DDR wie im ganzen Ostblock bis 1956 zum Standardrepertoire politischer Rituale. Schon deshalb musste nach Stalins Tod am 5. März 1953 eine Schockwelle der Verunsicherung durchs Land gehen. In der Ereigniskette, die zum Juniaufstand führte, spielte sie eine wichtige Rolle.
 
        Nur wenige Jahre nach dem Ende von Führerglaube und NS-Volksgemeinschaft, nach Besatzungsherrschaft, Beginn des Kalten Krieges und staatlicher Teilung brauchte es neue sinnstiftende Erzählungen von Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft, um das Projekt „Sozialismus“ zu legitimieren.21 Der antifaschistische Gründungsmythos der DDR hatte in diesen Jahren vermutlich die größte Legitimationskraft. Nachdem die Verantwortung für den Nationalsozialismus auf das kapitalistische System geschoben, die braune Vergangenheit in die westdeutsche Bundesrepublik ausgelagert und die Ostdeutschen zu „befreiten“ Opfern der NS-Diktatur stilisiert wurden, konnte man sich auf der Siegerseite der Geschichte fühlen. Die Gegenwart wurde als manichäischer Kampf der sozialistischen Kräfte des Fortschritts und des Friedens gegen die Mächte der Dekadenz, des Krieges, der Unterdrückung und Ausbeutung im Westen beschrieben. Hier verquickten sich kommunistische Propagandamotive mit deutschnationalen Traditionen und wohlbekanntem Antiamerikanismus; eine subkutane Spur von Antisemitismus war auch dabei. Der Zukunftsentwurf der kommunistischen Utopie schließlich verhieß eine andere, eine bessere Moderne, die sich umso mehr als Projektionsfläche aller möglichen Hoffnungen eignete, je weiter sie in einer nebulösen Ferne lag. Die Sowjetunion wurde von den Ostdeutschen des Jahres 1953 wohl kaum als Einlösung dieser Hoffnungen angesehen. Die Ereignisse im Juni zeigten vielmehr das Scheitern der stalinistischen Organisationsgesellschaft wie auch ihrer bombastischen Sinnstiftungsbemühungen. Die Bürger der DDR waren der permanenten Unsicherheit in dieser Revolution von oben ebenso überdrüssig wie des penetranten Erziehungsfurors ihrer Obrigkeit. Als das Politbüro der SED am 9. Juni 1953 den „Neuen Kurs“ verkündete und seine rabiaten Maßnahmen zum „Aufbau des Sozialismus“ zurücknahm, kehrten sich die Verhältnisse um: Plötzlich erschien das Regime verunsichert und getrieben, nicht mehr die Bevölkerung. Am 15. Juni begannen die Streiks der Berliner Bauarbeiter.
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        ZWISCHEN KONFORMITÄT UND KONFLIKT
 
        Die westdeutsche Gesellschaft 1953
 
        Sonja Levsen
 
        „Tiefe Genugtuung über den großen Erfolg der gemäßigten über die radikalen Parteien sowie über die völlige Niederlage der Kommunisten, Nazis und Neutralisten“ äußerte die französische Regierung einem Zeitungsbericht zufolge nach der Bundestagswahl 1953.01 „Stolz“ könne „das deutsche Volk“ sein auf dieses Wahlergebnis, formulierte wenig später Wahlsieger Konrad Adenauer in seiner Regierungserklärung: Links- und rechtsradikalen Parteien habe es eine Absage erteilt, ein „hohes Maß politischer Reife“ gezeigt, Demokratie gewählt. Es sei nun „kein Zweifel“ mehr daran erlaubt, dass „die Zeit des Rechtsradikalismus in Deutschland endgültig vorbei ist“.02
 
        Endgültiges Ende des Rechtsradikalismus 1953? Nicht nur aus der Perspektive des Jahres 2023 wird die Realitätsferne dieser Diagnose deutlich. Sie war weniger einer genauen Beobachtung der westdeutschen Gesellschaft geschuldet als vielmehr Teil einer politischen Deutungsstrategie, die sich auch aus der französischen Erklärung ablesen lässt: Die Bundesregierung wie auch ihre westlichen Verbündeten hatten ein Interesse daran, die Bundesrepublik als verlässlichen Partner mit gefestigter Demokratie zu charakterisieren. In Frankreich ging es darum, das Parlament für die Ratifizierung der Verträge zur Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG) zu gewinnen und Gegnern einer Wiederbewaffnung der Bundesrepublik den Wind aus den Segeln zu nehmen.
 
        1953, so lautete daher die politische Botschaft beider Stellungnahmen, war die Bundesrepublik in ruhigem Fahrwasser angekommen: die Westbindung stabil, Gegner der Demokratie marginalisiert, „gemäßigte“ Politik an der Tagesordnung. Nicht alles an diesem Bild war falsch: Aufgrund der erstmals eingesetzten Fünfprozenthürde schafften es weder die Kommunisten (KPD) noch die rechtsextreme Deutsche Reichspartei (DRP) ins Parlament; die ebenfalls rechtsextreme Sozialistische Reichspartei (SRP) war 1952 verboten worden. Der deutliche Sieg der CDU galt als Plebiszit auch zur Westintegration. All das bot eine Grundlage für Stabilitätsdiagnosen. Bis heute erscheint die Wahl als Schritt zu einer inneren wie äußeren Stabilisierung der Bundesrepublik und zugleich zur langjährigen Dominanz der CDU in den „konservativen“ 1950er Jahren, einer Dekade der Konformität und der Suche nach Stabilität, Harmonie und Konsens. So sehr das in mancher Hinsicht zutrifft, so sehr ist dieses Bild doch auch von den zitierten zeitgenössischen, strategischen Deutungen geprägt. Die westdeutsche Gesellschaft war 1953 in vielen Fragen polarisiert, zerrissen, fragmentiert; sie trug heftigen politischen Streit aus.
 
        Die Schärfe dieser Konfliktlinien wird bereits deutlich, wenn man nicht nur auf das Wahlergebnis des Jahres 1953, sondern auch auf den Wahlkampf blickt. Zwar war dieser friedlicher als jener 1949, der von zahlreichen Saalsprengungen, von gewalttätigen Auseinandersetzungen zwischen Anhängern der KPD und jenen der Deutschen Partei (DP) und von verbalen Entgleisungen geprägt gewesen war. Aber auch 1953 war der Wahlkampf nicht nur von persönlichen Verunglimpfungen und kruden Nazivergleichen gekennzeichnet, auch gab es Faustkämpfe zwischen Plakatklebern konkurrierender Parteien, in denen Beteiligte Verletzungen wie Nasenbeinbrüche oder Gehirnerschütterungen davontrugen.03 Störungen von Wahlversammlungen blieben in den 1950er Jahren Teil der westdeutschen politischen Kultur.04 So sprengten rechte Gruppen Versammlungen der KPD; Veranstaltungen der radikalen Rechten hingegen wurden zumindest in Einzelfällen von Sozialdemokraten gekapert. In Frankfurt wurde im Juli 1953 ein Redner der DRP, der erst kürzlich aus griechischer Kriegsverbrecherhaft entlassene ehemalige Kommandeur Kretas, Alexander Andrae, Zeitungsberichten zufolge von politischen Gegnern zunächst „niedergeschrien“ und anschließend „mit Biergläsern beworfen und aus dem Saal geprügelt“ beziehungsweise von rund 100 Teilnehmern mit „Stuhlbeinen und Fäusten“ traktiert, was für ihn und drei seiner Anhänger im Krankenhaus endete.05
 
        Die Grenzen des legitimen Konfliktaustrags in der Demokratie wurden 1953 vielfach weit ausgelegt; die Delegitimierung körperlicher Gewalt war noch kein Konsens. Verbal wie manchmal auch körperlich wurde der Wahlkampf 1953 mit harten Bandagen ausgefochten. Mit der DP und dem Bund der Heimatvertriebenen und Entrechteten (BHE) wurden schließlich zwei rechtsnationale Parteien Teil der Regierungskoalition, die ebenso wie die FDP zahlreiche ehemalige Funktionäre der NSDAP in Parteiämtern hatten.
 
        Keine Schlägereien, aber doch „Tumulte“ gab es auch bei CDU-Wahlkundgebungen. Theodor Blank etwa, als Sonderbeauftragter Adenauers zuständig für die Wiederbewaffnung der Bundesrepublik, wurde im Frühsommer 1953 „mit minutenlangen Pfui-Rufen empfangen“ und seine Rede durch das „Gröhlen eines Teils der etwa 500 Zuhörer verzögert“. Blank begründete die Notwendigkeit einer deutschen Wiederbewaffnung unter anderem mit dem Argument, „die östlichen Armeen sollten nicht Gelegenheit bekommen, Frauen und Kinder zu vergewaltigen“, und erntete damit wütende Zwischenrufe wie „wir haben die Knarre lange genug getragen“. Vor dem Saal protestierten Jugendliche mit Transparenten.06 Widerstand gegen EVG und Wiederbewaffnung äußerte sich nicht überall so heftig, wurde aber 1953 von vielen Westdeutschen geteilt und auch lautstark auf den Straßen geäußert. Nur etwa ein Drittel der Bevölkerung stimmte dem Projekt zu – der Riss ging mitten durch die Gesellschaft.07
 
        Konsenssuche und überwölbender Konservatismus im Wahlergebnis einerseits, Protestkundgebungen, verbale und körperliche Attacken andererseits – in drei Schlaglichtern möchte ich im Folgenden das Spannungsfeld von Konflikt und Konformität ausloten, das die westdeutsche Gesellschaft des Jahres 1953 kennzeichnete.
 
        PRÄSENZ DER VERGANGENHEIT
 
        Das Jahr begann mit einer Szene wie aus einem politischen Thriller; so stellte es zumindest „Der Spiegel“ dar. Mitten beim Abendessen, so berichtete das Magazin am 21. Januar 1953, sei der „Arzt und Geburtshelfer“ Dr. Haselmayer gewesen, als es bei ihm klingelte. Nachdem ihm zwei Beamte der britischen Militärregierung einen Haftbefehl gezeigt hätten, seien „15 mit Maschinenpistolen bewaffnete Militärpolizisten“ im „Laufschritt“ nähergekommen. Anschließend sei das Haus durchsucht worden. Haselmayer, so hielt „Der Spiegel“ fest, „wurde nicht mehr satt“. Die vier Kinder des Arztes seien in ein ungeheiztes Nebenzimmer „verfrachtet“ und damit ihres Nachtschlafs beraubt worden. Die „Bedürfnisse der vierjährigen Christiane“ hätten gar unter Aufsicht erledigt werden müssen; Haselmayer wurde abgeführt. Anschließend gab „Der Spiegel“ ausführlich Haselmayers Ehefrau das Wort und berichtete von der Mühsal des Aufräumens bis in die frühen Morgenstunden.08
 
        Was hier als willkürlicher Überfall einer Besatzungsmacht dargestellt wurde, war Teil des gezielten Zugriffs der britischen Behörden auf zentrale Köpfe eines Netzwerkes alter Nationalsozialisten, das als Naumann-Kreis bezeichnet wird.09 Über Vermittlung insbesondere des FDP-Politikers Ernst Achenbach war es dem Kreis gelungen, signifikanten Einfluss auf die nordrhein-westfälische FDP zu gewinnen, die in der Folge einen zunehmend scharfen Rechtskurs einschlug. Verhaftet wurden im Januar 1953 Werner Naumann, ehemaliger Staatssekretär im Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda, vier weitere ehemalige NSDAP-Funktionäre und eben Haselmayer, ehemaliger Hamburger NS-Studentenführer und Mitglied des inneren Naumann-Kreises. Wie groß die Gefahr war, die von dem Kreis für die Demokratie ausging, ist umstritten. Zweifellos aber waren alte Nationalsozialisten 1953 in vielen Parteien präsent, häufig mit einer eigenen politischen Agenda. Belanglos war das nicht; der Zugriff der Briten hatte Gründe.
 
        Die Reaktion der westdeutschen Medien auf die Verhaftungen unterstreicht zunächst das Bild einer hohen Meinungskonformität: In zahlreichen Artikeln wurde die britische Aktion als illegitim oder übertrieben gewertet; auch die Reaktionen aus der deutschen Politik waren distanziert. Spekulationen über die vermeintlich wahren Motive der Briten beherrschten die mediale Diskussion, nicht die Frage nach dem Einfluss nationalsozialistischer Netzwerke auf die deutsche Politik. Der Umgang mit der Vergangenheit erschien nicht selten nachrangig gegenüber deutschen Interessen der Gegenwart, etwa in der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ und im „Spiegel“. Die Berichterstattung in der „Süddeutschen Zeitung“ (SZ) hingegen war differenzierter, obgleich auch sie einer entlang von Nationsgrenzen gedachten „Wir gegen Die“-Logik nicht entging. Die „Frankfurter Rundschau“ schließlich zeigte sich erschreckt über das „Nazi-Komplott zur Machtübernahme“, begrüßte seine Aufdeckung und unterstrich die Notwendigkeit des Zugriffs.10
 
        Ein Spannungsfeld zwischen nationalem Konsens und Pluralität der Meinungen zeigte sich auch in der Berichterstattung über den Oradour-Prozess, dessen Hauptverhandlung am 12. Januar 1953 in Bordeaux begonnen hatte. Verhandelt wurde über das Massaker vom 10. Juni 1944 in dem französischen Dorf Oradour-sur-Glane. Fast die gesamte Dorfbevölkerung – über 600 Männer, Frauen und Kinder – war von einer Einheit der Waffen-SS ermordet worden. Da zu dieser Einheit auch elsässische Soldaten gehört hatten, wurde der Prozess ein Politikum in Frankreich. Die deutschen Medien kommentierten den Umgang mit den deutschen Angeklagten mit „teils larmoyante[m], teils fordernde[m] Ton“;11 die SZ sprach in der Logik nationaler Gemeinschaftskonstruktion von einem „fürchterlichen, zwischen zwei Völkern lastenden Rechtshandel“.12 In den Mittelpunkt rückte häufig das Argument des Befehlsnotstands; Empathie zeigte sich in vielen Artikeln eher gegenüber den Tätern als den Opfern. Zugleich ließ die deutsche Justiz kein Interesse daran erkennen, ein Verfahren gegen denjenigen einzuleiten, der mutmaßlich die Befehle erteilt hatte, Divisionskommandeur Karl Lammerding; so erschienen Debatten über einen Befehlsnotstand als Augenwischerei. Die SZ immerhin beklagte, dass Lammerding sich nicht gestellt habe, und kritisierte Freisprüche anderer Offiziere, die Kriegsverbrechen begangen hatten.13
 
        Die nationale Rhetorik vieler Zeitungsartikel überdeckte die Schrecken der Vergangenheit nur mit dünnem Firnis. Zwar bemühten westdeutsche Journalisten vielfach das Argument, es sei bereits eine lange Zeit vergangen seit den Verbrechen, zugleich aber holten die Prozessaussagen von Überlebenden die Vergangenheit mit Wucht in die Gegenwart hinein. Hier erschien nichts abgeschlossen oder weit zurückliegend; das gilt auch für die Berichterstattung über andere Prozesse im selben Jahr. Liest man Zeitungen aus dem Frühjahr 1953, wird unmittelbar deutlich, wie präsent und unabgeschlossen die Vergangenheit war, auch wenn viele Politiker danach strebten, sie aus der Gegenwart herauszudrängen. Erinnerung an und Verfolgung von Verbrechen galten als bedrohlich für das äußere Ansehen der Bundesrepublik, für die Politik der Westbindung und für die innere Befriedung. Amnestie- und Schlussstrichpolitik waren Ausdruck dieser Haltung.
 
        Diese allerdings überdeckten Konfliktlinien in der westdeutschen Gesellschaft nur, sie machten sie nicht obsolet. Auch wenn sich die SPD wahlstrategisch einer Schlussstrichpolitik annäherte, blieb ihre Linie vielfach kritischer als jene der CDU und unterschied sich deutlich von jener der Rechtsparteien; innerhalb der SPD war diese Annäherung zudem umstritten.14 Scharfe Kritik kam stetig von ganz links, aus der KPD. Zweifellos: Eine Mehrheit der Medien wie auch der Bevölkerung wollte die Verbrechen der Vergangenheit verdrängen oder die Schuld auf wenige projizieren. Ihr gegenüber, das gehört auch zum Bild der westdeutschen Gesellschaft 1953, standen jedoch engagierte Minderheiten, die sich für eine Verfolgung von Verbrechen einsetzten, gegen Amnestien protestierten, gegen die Wiederverwendung von NS-Tätern opponierten. Zugleich gab es auf der rechten Seite nicht wenige, die die NS-Vergangenheit beschönigten oder gar legitimierten. Zwischen diesen Positionen gab es ein breites Spektrum von Haltungen zur Frage der Präsenz der Vergangenheit in der Gegenwart, was immer wieder zu erbitterten Konflikten führte.
 
        GEGENWART DES KALTEN KRIEGES 
 
        Die Gegenwart, der viele Politiker die Vergangenheit unterzuordnen suchten, war 1953 geprägt von Sicherheitsfragen. Auf der politischen Tagesordnung stand die Ratifizierung der im Mai 1952 unterzeichneten Verträge für eine Europäische Verteidigungsgemeinschaft. Sie war in der Bundesrepublik – ebenso wie in Frankreich – alles andere als unumstritten.
 
        Die SPD machte mit scharfen Worten Wahlkampf gegen die EVG und stützte sich dabei vor allem auf nationale Ressentiments gegen „den Westen“. „Wer diesem Generalvertrag zustimmt, hört auf, ein Deutscher zu sein“, hatte gar SPD-Vorsitzender Kurt Schumacher im Vorfeld der Unterzeichnung von EVG- und Deutschlandvertrag polemisiert.15 Die ausgrenzende Wortwahl und die ihr zugrundeliegende Überhöhung des Nationalen waren zwar einerseits Charakteristika Schumachers und wurden nicht von der gesamten Parteispitze mitgetragen – andererseits offenbart die EVG-Debatte aber, wie sehr auf beiden Seiten des politischen Spektrums „Nation“ immer noch als „Letztwert“ firmierte.16 Auch „Spiegel“-Herausgeber Rudolf Augstein schrieb unter dem Pseudonym Jens Daniel vehement mit nationalen Tönen gegen die Verträge an. Ein Leserbriefschreiber unterstellte Adenauer „Methoden à la Schuschnigg“ und deutete damit die Entscheidung für den EVG-Beitritt als eine demokratisch nicht legitimierte Aufgabe nationaler Souveränität. Ein anderer Leser rekurrierte auf das „gesunde Volksempfinden“ und zeigte sich der nationalsozialistischen Prägung dieses Konzepts zwar bewusst, sah es aber dennoch als in diesem Fall sinnvolle Kategorie an.17
 
        Auf konservativer Seite wurde die staatspolitische Notwendigkeit der EVG herausgestrichen, was jedoch nicht davon abhielt, ebenfalls mit Ressentiments zu operieren. So sah der ehemalige Staatspräsident von Württemberg-Hohenzollern (und zukünftige baden-württembergische Ministerpräsident) Gebhard Müller von der CDU die Verhaftung des Naumann-Kreises und den Oradour-Prozess als „gegenseitig abgestimmten Generalangriff auf den EVG-Vertrag“.18
 
        In der Debatte um die EVG ging es nicht nur um die politische Konsolidierung der Westintegration, sondern darüber hinaus um ein Verteidigungsbündnis und die Frage militärischer Sicherheit der Bundesrepublik. In der Hochphase des Kalten Krieges erschien es keineswegs selbstverständlich, dass dieser ein „kalter“ bleiben würde. Ob das geplante Westbündnis aber für Sicherheit stand, war in der westdeutschen Öffentlichkeit strittig. Die 23 Jahre alte „Hausfrau Elisabeth A.“ etwa, die von Journalisten im Rahmen der Aktion „Junge Journalisten sprechen mit jungen Lesern“ der SZ befragt wurde, befand zwar die Einigung Europas für wichtig, befürchtete aber zugleich, dass die EVG „der erste Schritt zum nächsten Weltkrieg sei.“19
 
        Es war die Gegenwart des Kalten Krieges, die nicht nur Vergangenheitsdebatten strukturierte, sondern die westdeutsche Gesellschaft und Kultur umfassend prägte. Sie schuf eine „prekäre Konstellation aus Mißtrauen, Bedrohungsgefühlen und einer latenten Konfliktsituation“.20 So löste es auch im Westen zunächst Verunsicherung aus, als am 16. Juni 1953 Arbeiter und Arbeiterinnen in Ost-Berlin und tags darauf in zahlreichen Städten der DDR auf die Straße gingen. Gerüchte kursierten, die Proteste könnten von der DDR-Führung orchestriert sein.21 Am 17. Juni formulierte der Staatssekretär im Bundeskanzleramt noch zurückhaltend, „an sich“ sei die „Volksbewegung“ in Ost-Berlin zu begrüßen, es müsse aber alles in „Ruhe und Ordnung“ ablaufen. Der Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen, Jakob Kaiser, warnte die DDR-Bevölkerung vor „unbedachten Handlungen“. Während die KPD die Demonstrationen als „Provokationen westdeutscher Stellen“ bezeichnete, setzte sich im gemäßigten politischen Spektrum rasch die Deutung der Proteste als Ausdruck einer grundlegenden Delegitimierung des DDR-Regimes durch.22
 
        Unterhalb dieses Konsenses aber tobte ein hitziger Kampf um die Deutungsmacht. „Westberlin“ habe „in der Sowjetzone wie eine geistige Atombombe gewirkt“, argumentierte der Oberbürgermeister West-Berlins, Ernst Reuter, noch am 17. Juni und vereinnahmte den Aufstand in der Logik des Kalten Krieges damit als Erfolg des Westens.23 Die SPD hingegen versuchte, ihn als „Waffe im politischen Tageskampf“24 gegen Adenauers Politik der Westbindung zu nutzen, und unterstrich die Rolle der Arbeiter für das Ziel der nationalen Einheit: Die „gewaltigen Aktionen der arbeitenden Menschen“ hätten klar gemacht, dass nun die deutsche Einheit allen anderen Zielen übergeordnet werden müsse.25 Der CDU unterstellte sie, diese Einheit auf die lange Bank zu schieben; diese hingegen betonte den antikommunistischen Charakter des Aufstands und deutete ihn als Bestätigung ihrer Politik der Westintegration. So klar die großen Parteien die Kritik am SED-Regime und dann auch die Würdigung des Aufstands verband, so klar trennte sie die Frage seiner politischen Deutung. Der erstaunlich rasch beschlossene Feiertag diente auch dazu, diese Differenzen symbolisch zu überdecken; die Politik prägten sie allerdings weiterhin.
 
        Vergangenheitsdebatten, EVG-Beitritt und 17. Juni – sie alle offenbaren strategische Bemühungen, tiefe Differenzen durch Symbolik, Sprache und nationale Rhetorik zu übertünchen. Sie stehen damit für beides: für eine polarisierte, verunsicherte, streitende Gesellschaft, und für eine, die immer wieder mit dem Pathos des Nationalen nach Gemeinschaft suchte.
 
        GESCHLECHT UND DEMOKRATIE
 
        „Jedermann weiß, daß zwischen den Partnern der Regierungskoalition tiefgreifende Meinungsverschiedenheiten weltanschaulicher Art über die Frage der Gleichberechtigung von Mann und Frau bestehen“, urteilte Friederike Nadig, SPD-Bundestagsabgeordnete und eine der vier „Mütter des Grundgesetzes“ Ende März 1953.26 Warum debattierte der Bundestag im März 1953 über Fragen der Gleichberechtigung? „Männer und Frauen sind gleichberechtigt“ hatte 1949 der Parlamentarische Rat ins Grundgesetz geschrieben; zu verdanken war das insbesondere der Initiative der Sozialdemokratin Elisabeth Selbert und einigen Mitstreiterinnen. Eine Reihe von Gesetzen entsprach diesem Grundsatz allerdings noch nicht; sie sollten gemäß Artikel 117 GG bis zum 31. März 1953 angepasst werden. Nun hatte sich die Regierung allerdings nicht sonderlich beeilt, ein Gesetz über die Gleichberechtigung der Geschlechter zu erarbeiten. Erst im September 1952 brachte sie einen ersten Entwurf ein, der gleich auf heftige Kritik von allen Seiten stieß. Auch ein eigens eingesetzter Ausschuss konnte die Differenzen nicht überbrücken. Am 1. April 1953 aber würden alle Gesetze, die dem Gleichstellungsgebot zuwiderliefen, ungültig werden.
 
        In buchstäblich letzter Minute debattierte der Bundestag auf Antrag der Regierungskoalition daher, ob man die grundgesetzliche Frist verlängern könne. Für eine solche Verfassungsänderung bedurfte es der Stimmen der Opposition. Einer Verlängerung werde man nicht zustimmen, stellte Nadig für die SPD klar, da man „ernstlichen Grund zu der Befürchtung“ habe, dass die Reform sonst „auf den Sankt-Nimmerleins-Tag“ verschoben werde. „Verlieren können die Ehefrauen kaum etwas; denn schlechter, als ihre Stellung zur Zeit nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch ist, kann sie nicht werden.“ Johannes Kunze, Abgeordneter der CDU, schleuderte ihr daraufhin ins Gesicht: „Davon verstehen Sie aber nichts!“27
 
        Dass Nadigs Bedenken nicht unbegründet waren, zeigte die Debatte sehr deutlich. Der DP-Abgeordnete Hans Ewers argumentierte mit biologischen Unterschieden zwischen Mann und Frau gegen die Gleichberechtigung und prognostizierte „Chaos“, eine „Katastrophe“ und ein „ungeheures Risiko für die Demokratie“, wenn man die Frist nicht aufschiebe. Der Justizminister Thomas Dehler von der FDP verwies auf eine lange Reihe von Gesetzen, die dringender gewesen seien, und offenbarte damit sein begrenztes Interesse. Grete Thiele von der KPD schließlich verwarf alle bisherigen Reformansätze als verfassungsfeindlich, forderte als Einzige gleichen Lohn für gleiche Arbeit – und sah einen möglichen Aufschub als „weiteren“ Schritt der Regierung auf dem „Wege des Staatsstreichs“. Was genau Demokratie für Geschlechterverhältnisse bedeutete, war grundlegend umstritten; von rechts wurde den Frauen im Parlament gar noch ihre politische Kompetenz abgestritten.28
 
        Außerhalb des Parlaments waren die Fronten nicht weniger verhärtet. Die Katholische Kirche hatte im Vorlauf des Gesetzgebungsprozesses bereits mehrfach interveniert; im Januar 1953 betonte Kardinal Frings erneut, der Gesetzgeber sei vom „göttlichen Willen“ eingeschränkt und somit nicht frei, die Rechtsverhältnisse in der Familie neu zu ordnen. In einer interessanten Verquickung religiöser und naturrechtlicher Argumentationen kam den Bischöfen zufolge „gemäß der natürlichen Ordnung“ die Entscheidungsgewalt in der Familie dem Manne zu.29 Auch die Junge Union befürwortete die Entscheidungsgewalt des Mannes.30 Die FDP hingegen wollte diese dezidiert abschaffen und stimmte auch einer Verlängerung des Reformzeitraums nicht zu. Viele Frauenverbände traten für eine umfassendere Gleichberechtigung, die katholischen Frauenverbände gegen diese ein.31
 
        In Ermangelung eines Kompromisses verloren die alten Gesetze zum 1. April 1953 tatsächlich ihre Gültigkeit, was Ende des Jahres vom Verfassungsgericht bestätigt wurde. Das prophezeite Chaos blieb aus. Im Vergleich zur Frage der Wiederbewaffnung oder der Konflikte um die Vergangenheit zeigten die Medien hingegen nur begrenztes Interesse; Blätter wie die SZ oder „Der Spiegel“ blieben dem Gleichberechtigungsprojekt distanziert gegenüber. Vehemente Plädoyers für den Wandel sucht man in ihren Leitartikeln vergebens. Hier zeigen sich die Grenzen der Pluralität westdeutscher Öffentlichkeit und Politik in den 1950er Jahren, die nicht zuletzt damit in Zusammenhang standen, dass Frauen in den Redaktionen wie auch im Parlament nur schwach vertreten waren. Vereinzelte Demonstrationen pro Reform und gegen die Verzögerung gab es; aber wer nicht das Interesse der Medien fand, hatte es schwer, seine Anliegen in der westdeutschen Demokratie einzubringen.
 
        Es sollte bis in die 1970er Jahre dauern, bis alternative Medienprojekte wie die Frauenbewegungszeitschriften das veränderten. So entwickelten um 1953 manche Konflikte weniger Sprengkraft, als denkbar gewesen wäre. Medien wie Politiker (und wenige Politikerinnen) entwarfen wirkmächtige Bilder einer nationalen Gemeinschaft, Visionen einer stabilen Zukunft und Plädoyers für die Einhegung der Vergangenheit. Zugleich aber liefen in vielen Feldern tiefe Konfliktlinien durch die Gesellschaft. Nicht zuletzt lebten Verfolgte des NS-Regimes in dieser Gesellschaft neben jenen, die sich an nationalsozialistischen Verbrechen beteiligt hatten, und vielen anderen, die in unterschiedlichen Graden und Formen am NS-Staat mitgewirkt hatten. Neue, tiefe Konfliktlinien, die sich häufig mit Deutungen der Vergangenheit verwoben, brachte der Kalte Krieg hervor. Zeichen eines begrenzten Normenwandels mit Blick auf das Verhältnis von Demokratie und Geschlecht schließlich lösten Hoffnungen bei den einen, scharfe Gegenreaktionen bei anderen aus. Bei aller Rhetorik nationaler Einheit waren Zukunft und Ausgestaltung der westdeutschen Demokratie alles andere als unumstritten. Diese Debatten, Konfliktlinien und die Schärfe des Streits gehören zum Bild der westdeutschen 1950er Jahre.
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        EIN IRANISCHES SCHICKSALSJAHR
 
        Katajun Amirpur
 
        Vor bald 70 Jahren wurde Irans demokratisch legitimierter Premierminister Mohammad Mossadegh aus dem Amt geputscht. Während seiner Amtszeit ab 1951 war es ihm gelungen, die Verstaatlichung der Erdölindustrie durchzusetzen und damit das fast 50 Jahre währende britische Monopol auf die Gewinnung, Förderung, Erforschung, Vermarktung und den Verkauf des iranischen Erdöls zu beenden. In einer verdeckten Militäroperation setzten britische („Operation Boot“) und US-Geheimdienste („Operation TPAJAX“) Teile des iranischen Militärs ein und entfernten ihn am 19. August 1953 aus dem Amt.01
 
        Von manchen gar als die Urkatastrophe Irans beschrieben, sollte der Putsch von 1953 die iranische Geschichte in der Folge maßgeblich bestimmen. Ohne ihn sind weder die Islamische Revolution von 1979 noch das islamistische Regime noch der anhaltende, identitätsstiftende Antiamerikanismus in Iran denkbar. Doch gehen wir zunächst einige Jahre zurück. Denn das Trauma des Jahres 1953 ist auch stark durch seine Vorgeschichte bedingt – der Putsch markierte nur den Höhepunkt einer quasi-kolonialen Abhängigkeit, die schon lange vorher eingesetzt hatte und das Land de facto zu einem Spielball der Großmächte machte.
 
        ZÄHER KAMPF UMS EIGENE ÖL
 
        Mit der militärischen Besatzung durch britische und sowjetische Truppen im Zuge des Zweiten Weltkriegs ist Irans schlimmster Albtraum wahr geworden. Um den persischen Herrscher Reza Schah loszuwerden, der ihnen als zu Deutschland-freundlich gilt, heben die Besatzungsmächte 1941 den 21 Jahre alten Kronprinzen Mohammad Reza auf den Thron. Mit dem Sturz des Vaters, der Iran mit harter Hand regiert hat, setzt zunächst eine gewisse Liberalisierung ein: Die Presse blüht auf, Gewerkschaften werden gegründet, politische Gefangene freigelassen. Es kommt sogar zur Gründung einer kommunistischen Partei, der Tudeh-Partei, zu Deutsch „Massen-Partei“. Abgeordnete nutzen die sich erstmals bietende Möglichkeit zur politischen Teilhabe. Allerdings ist das gesamte System der konstitutionellen Monarchie in Iran in den 1940er Jahren von Instabilität und zahlreichen Regierungswechseln geprägt. Denn der neue Schah, Mohammad Reza Pahlavi, zugleich Oberbefehlshaber der Armee, sabotiert jeden stark erscheinenden Ministerpräsidenten, um die Machtfülle seines Vaters zu erreichen. Im Ausland erscheint er so als der einzige stabile Pol im politischen System des Landes.
 
        Nach Kriegsende hat es für die iranische Regierung oberste Priorität, das Vereinigte Königreich und die Sowjetunion auf einen Abzug zu verpflichten. Dazu bemüht man sich, die USA als weiteren Player ins Boot zu holen. Die Amerikaner erscheinen als der ideale Partner, denn sie haben keine koloniale Vergangenheit in Iran und verfolgten dort – bis auf den Schutz ihrer Missionare und vergebliche Versuche der US-Ölindustrie, im Land Fuß zu fassen – bis dato keine eigenen Interessen. Zwar kann die iranische Regierung die USA nicht zur Verurteilung der völkerrechtswidrigen Besatzung bewegen, aber Washington kommt der Bitte um Hilfe bei der Modernisierung des Landes nach. Iran braucht vor allem Fachleute, es kommen jedoch auch Zehntausende amerikanische Soldaten ins Land, unter anderem, um den Betrieb des südlichen Teils der Eisenbahnlinie, der Transitstrecke zur Sowjetunion, zu übernehmen. Zwischen den „alteingesessenen“ Ausländern, den Briten, und den neu hinzukommenden gibt es immer häufiger Spannungen, insbesondere ab 1944, als nicht nur britische, sondern auch US-Firmen sich für Ölvorkommen im Norden Irans zu interessieren beginnen. Die Sowjetunion macht ebenfalls bald Forderungen geltend, diese Vorkommen auszubeuten. Iran befindet sich damit vollständig im Fadenkreuz der Großmächte. Hier hat Mohammad Mossadegh nun seinen ersten großen Auftritt: Als Abgeordneter im 14. iranischen Parlament stellt er sich der Expansion entgegen und erreicht im Dezember 1944, dass ein von ihm eingebrachtes Gesetz verabschiedet wird, das die Erteilung von Ölkonzessionen in Kriegszeiten untersagt.
 
        Als der Krieg vorbei ist, beauftragt das iranische Parlament 1947 die Regierung, Verhandlungen mit der britischen Anglo-Iranian Oil Company (AIOC) aufzunehmen. Bis dato ist Iran nicht an der Gesellschaft beteiligt, welche die Ölvorkommen ausbeutet; ihm fließen lediglich 10 Prozent der Konzessionsabgaben und 16 Prozent der Gewinne zu. Das neu ausgehandelte Abkommen erhöht zwar den Ertragsanteil, aber nicht auf die geforderten 50 Prozent. Auch die anderen iranischen Forderungen werden nicht berücksichtigt – die AIOC stellt sich so lange stur, bis die iranische Seite schließlich komplett einlenkt. In der iranischen Öffentlichkeit wird das Abkommen mit großer Empörung aufgenommen. Man sieht darin einen Ausverkauf des Landes an Großbritannien und fühlt sich an das 19. Jahrhundert erinnert, als der damalige Schah dem britischen Major Gerald F. Talbot das Tabakmonopol überließ. Einige Abgeordnete verhindern daraufhin durch endlose Reden die Ratifizierung im Parlament, das ohnehin kurz vor dem Ende der Legislaturperiode steht. Bis zur nächsten Legislaturperiode ist die öffentliche Stimmung so aufgeheizt, dass die Regierung es nicht wagt, dem Parlament das Gesetz erneut zur Ratifizierung vorzulegen. Die Briten versuchen sich daraufhin wieder an ihrer Strategie, einen gefügigen Ministerpräsidenten zu installieren.
 
        Doch auch die Gegenseite wird aktiv: Im Vorfeld eines USA-Besuches des Schahs und der bevorstehenden Parlamentswahl flüchtet sich eine Gruppe Politiker, unter ihnen Mossadegh, in einen Schrein, um gegen die zu erwartende Fälschung der Wahlergebnisse zu protestieren. Dort genießt sie Asyl und ist für die Staatsmacht unantastbar. Aus dieser Protestgruppe entsteht die sogenannte Nationale Front (Jebhe-ye Melli), ein Bündnis aus verschiedenen Oppositionsgruppen, dessen Führung Mossadegh übernimmt. Er profitiert dabei von seinem Ruf als furchtloser und – was selten genug ist – unbestechlicher Politiker. Erklärtes Ziel des Bündnisses sind zunächst freie Wahlen und dann die Verstaatlichung der Ölindustrie. Zweitwichtigster Mann der Nationalen Front ist Ayatollah Abol-Qasem Kaschani, der als hochrangiger Mullah die Bewegung vor dem gefährlichen Vorwurf der Gottlosigkeit bewahrt und imstande ist, die religiösen Massen zu mobilisieren. Einigendes Band der Nationalen Front ist jedoch im Grunde nur ihre Haltung in der Ölfrage und die Ablehnung des Schahs.
 
        Der Schah selbst bleibt ebenfalls nicht untätig und versucht, seine eigenen Leute zu installieren. 1950 gelingt es ihm, General Ali Razmara als Ministerpräsidenten durchzusetzen. Da dieser als stark gilt, erwarteten die Briten, dass er es schaffen wird, das Parlament zur Ratifizierung des Ölabkommens zu bewegen. Doch selbst Razmara wagt nicht, dem Parlament das Abkommen vorzulegen und bemüht sich – vergeblich – um Zugeständnisse seitens der AIOC. Zur Lösung der Ölfrage setzt er eine Parlamentskommission ein und versucht, die Nationale Front für sich zu gewinnen, indem er ihr in der Kommission mehr Sitze zugesteht als es ihrer parlamentarischen Stärke entspricht. Da sich die AIOC weiterhin uneinsichtig zeigt, radikalisiert sich die iranische Position. Als Razmara dann Anfang März 1951 von den Fedajin-e Islam, einer islamistischen Gruppe mit Verbindungen zu Kaschani, ermordet wird, sind die Gegner der Ölverstaatlichung erheblich eingeschüchtert – nur einen Tag später leitet die Parlamentskommission die Verstaatlichung der iranischen Ölindustrie ein.
 
        ZUSPITZUNG UNTER MOSSADEGH
 
        Nach Razmaras Tod und der folgenden Parlamentswahl wird Mossadegh iranischer Premierminister. Seine Regierungszeit ist von Anfang an vom anhaltenden Konflikt mit der AIOC geprägt. Er und die Nationale Front haben zwar keine Mehrheit im Parlament, sie profitieren aber davon, dass auch ihre politischen Gegner von der öffentlichen Stimmung beeindruckt sind. Die Bevölkerung steht mit überwältigender Mehrheit hinter der Verstaatlichung, wie auch der damalige ARD-Korrespondent Horst Scharfenberg berichtet: „Liebe Hörer, vor einer halben Stunde, als ich zum Studio von Radio Teheran fuhr, kam ich an einer großen Menschenmenge vorbei, die rund um ein mächtiges Bürogebäude die Straßen verstopfte und allen Verkehr lahmlegte. Es war das Gebäude der britischen Ölgesellschaft, der Anglo-Iranian Oil Company. Und auf seinem Dach waren etwa ein Dutzend Männer damit beschäftigt, mit kräftigen Hammerschlägen das riesige Firmenschild der Gesellschaft zu demontieren, um an seiner Stelle die neue Firmenbezeichnung der nationalisierten Gesellschaft, nationale Petroleumgesellschaft Irans, zu setzen. Jedes Mal, wenn eine der blechernen Lettern mit großem Getöse zu Boden fiel, ging eine Welle der Begeisterung durch die Menge, ein Jubelschrei, ein Händeklatschen. Man feierte in diesem symbolischen Akt gewissermaßen das Wahrzeichen für den Beginn einer neuen Ära persischer Geschichte.“02
 
        London reagiert empört. Obwohl die Briten immer betont haben, dass Downing Street nicht zuständig sei, da die AIOC ein Privatunternehmen ist, wird der Konflikt nun auf Regierungsebene gehoben. Zudem werden umgehend Vorkehrungen für eine militärische Besetzung der Ölfördergebiete getroffen. Die USA verhindern diese jedoch. In den Vereinigten Staaten gibt es durchaus Sympathie für die iranische Position im Ölstreit – das Magazin „Time“ wählt Mossadegh 1952 gar zum „Mann des Jahres“. Das Veto der USA ist für die Briten eine tiefe Demütigung – und genau hier dürfte der Kern des Konflikts liegen. Die Verstaatlichung trifft Großbritannien zunächst wirtschaftlich, was die britische Regierung jedoch einigermaßen kompensieren kann. Nicht zu kompensieren ist jedoch der Statusverlust: War Großbritannien vor dem Zweiten Weltkrieg noch eines der mächtigsten Länder der Welt, ist es danach, obwohl Siegermacht, nur noch ein Schatten seiner selbst und finanziell auf US-Hilfe angewiesen. Den USA und deren Engagement im Koreakrieg verdanken die Briten auch, dass sie sich in Iran weiterhin als Großmacht gebärden dürfen. Zu Beginn des Kalten Krieges überlässt Washington ihnen die Verteidigung Irans gegen die Sowjetunion. Dass sie der Juniorpartner ihrer ehemaligen Kolonie Amerika sind, ist unangenehm genug – dass aber ein „Kolonialvolk“ wie die Iraner es wagt, eine gleichberechtigte Position zu beanspruchen, können die Briten nicht zulassen. In London befürchtet man, ein Erfolg Irans werde eine fatale Signalwirkung für andere Länder haben, und beginnt einen Propagandakrieg, in dem Mossadegh als nicht zurechnungsfähiger Fanatiker dargestellt wird. In regierungsnahen Medien werden skurrile Angewohnheiten des iranischen Premiers in den Vordergrund gerückt, mit denen er westliche Gesprächspartner mitunter irritiert. Diplomatisches Protokoll gilt ihm nichts, ausländische Botschafter empfängt er bisweilen an seinem Bett. Doch gerade wegen seines selbstsicheren, fast schon herablassenden Umgangs mit den Mächtigen der Welt wird er für viele Iraner zu einer Identifikationsfigur.
 
        Den USA kommt in dem Ölkonflikt die entscheidende Rolle zu. Militärisch im Koreakrieg gebunden, befürchtet man in Washington, dass Moskau versuchen könnte, seinen Machtbereich auf Iran auszudehnen. Angefacht durch den republikanischen Senator Joseph McCarthy, erreicht die in den USA bereits seit dem 19. Jahrhundert kursierende Furcht vor dem Sozialismus in den frühen 1950er Jahren ungekannte Ausmaße und führt zu einer Hatz auf alles, was als links wahrgenommen wird. Dies bestimmt auch die US-Außenpolitik maßgeblich. In Iran lehnt die kommunistische Tudeh-Partei die Mossadegh-Regierung im Grunde zwar ab, kooperiert aber im Konflikt mit den Briten mit ihr. Die Opposition genießt unter Mossadegh relativ große Freiheit, inklusive der Tudeh – was für Washington einem deutlichen Flirt mit dem Kommunismus gleichkommt. Als Mossadegh mit einer Annäherung an Moskau droht, löst dieser Bluff in Washington Alarmstimmung aus. Dabei hegen Teile der US-Administration unter Präsident Harry S. Truman angesichts des arroganten kolonialen Auftretens der Briten durchaus Sympathie für Iran. So wird die angestrebte Verstaatlichung begrüßt, allerdings soll die AIOC entschädigt werden. Die Sympathie der USA aber hat Grenzen: Mehr als den 50-Prozent-Anteil am Ertrag sollen die Briten den Iranern nicht gewähren. So wird die Truman-Administration immer stärker in den Konflikt hineingezogen.
 
        Zugleich versucht das Vereinigte Königreich, Iran durch Anrufung des Internationalen Gerichtshofes in Den Haag und des UN-Sicherheitsrates in die Knie zu zwingen – scheitert aber vor beiden. Der Internationale Gerichtshof entscheidet im Juli 1952, dass der Vertrag zwischen Iran und der AIOC keine Angelegenheit für die britische Regierung sei und Iran deshalb das Recht zur Verstaatlichung habe. Doch die Briten möchten so rasch nicht aufgeben, schließlich geht es nicht nur um Iran: Das Vereinigte Königreich beutet vier Fünftel aller Erdölvorkommen am Persischen Golf aus, Iran ist bis dahin der viertgrößte Ölexporteur der Welt, 90 Prozent des in Europa verbrauchten Öls kommen von dort. London befürchtet, andere Staaten könnten es Iran gleichtun – eine Befürchtung, die Washington mit Blick auf eigene Beziehungen in andere ölfördernde Länder der Region durchaus teilt. Die Briten reagieren daher mit einem Boykott, zu dem sie auch ihre Verbündeten überreden, um Mossadegh wirtschaftlich unter Druck zu setzen. Dieser aber gibt Volksanleihen aus und verkündet, die iranische Wirtschaft müsse von nun an völlig ohne den Verkauf von Öl auskommen. Und das Volk steht hinter ihm. So auch das Fazit von ARD-Korrespondent Scharfenberg in seinem Bericht aus Teheran: „Ob die Nationalisierung für Persien gut oder schlecht ist, will ich nicht zu entscheiden wagen. Dass sie das ist, was die Perser wollen, darüber kann es keinen Zweifel geben. ‚Wir wollen nicht mehr Geld, wir wollen unsere Unabhängigkeit‘: Das ist es, was heute jeder Perser – gleich welcher politischen Richtung – jedem Fremden immer und immer wieder versichert.“03
 
        DER PUTSCH
 
        Zwischen 1951 und 1953 beschäftigt kaum ein anderes weltpolitisches Ereignis die Welt mehr als der britisch-iranische Konflikt. Ein „Volksführer“ der „Dritten Welt“ fordert eine Weltmacht heraus. Der Boykott trifft Iran empfindlich. Mehrere Verhandlungsmissionen bemühen sich vergeblich um eine Einigung. Im Juli 1952 spitzt sich auch der Konflikt zwischen dem Schah und Mossadegh über die Kontrolle der Armee zu. Als Regierungschef will Mossadegh, dass die Armee ihm und nicht dem Schah untersteht. Der jedoch weigert sich, seine Machtbefugnisse abzugeben. Am 16. Juli 1952 tritt Mossadegh demonstrativ zurück, und sein Kalkül geht auf: Das Volk geht auf die Straße, skandiert „Tod oder Mossadegh“. Gezwungenermaßen bittet der Schah Mossadegh, sein Amt wieder zu übernehmen. Doch der Sieg erweist sich als ein Pyrrhussieg, nun bröckelt die Nationale Front. Insbesondere mit Ayatollah Kaschani kommt es zum Konflikt, der nun ebenfalls auf den Sturz Mossadeghs hinarbeitet. Im Oktober bricht Iran die diplomatischen Beziehungen zum Vereinigten Königreich ab, womit 150 Jahre britischer Dominanz enden. Allerdings fällt in den Herbst 1952 auch der Anfang vom Ende der Ära Mossadegh, denn im November wird Dwight D. Eisenhower zum US-Präsidenten gewählt – und dieser gibt kurz nach seinem Amtsantritt grünes Licht zum Sturz Mossadeghs.
 
        Die Planung übernehmen der MI6 und die CIA, der britische und der US-Auslandsgeheimdienst. Man entscheidet sich für einen Putsch, an dessen Spitze General Fazlollah Zahedi stehen soll, der schon mehrfach versucht hat, Mossadegh zu stürzen. Am 19. Juli 1953 reist der CIA-Agent Kermit Roosevelt unter falschem Namen nach Iran. Nach langem Hin und Her gelingt es ihm, den zaudernden Schah zur Teilnahme am Putsch zu bewegen. Die vom Schah unterzeichnete Entlassungsurkunde wird Mossadegh am 15. August von Oberst Nematollah Nassiri überbracht. Mossadegh aber lässt Nassiri verhaften und erklärt am folgenden Morgen im Rundfunk, dass ein Staatsstreich abgewehrt worden sei. Der Schah flieht daraufhin aus dem Land, General Zahedi verbringt die nächsten Tage in einem Versteck der CIA.
 
        Die darauffolgenden Ereignisse sind auch für Historikerinnen und Historiker noch immer ein Mysterium. Denn obwohl ihm klar gewesen sein muss, dass ein Putsch bevorsteht, schreitet Mossadegh nicht zur Gegenwehr, sondern lässt den Dingen ihren Lauf: Am 17. August findet eine Demonstration gegen den Schah statt; ursprünglich von CIA-Provokateuren begonnen, schließen sich ihr später echte Tudeh-Anhänger an. Ziel dieser CIA-Inszenierung ist es, den Eindruck zu erwecken, ein kommunistischer Umsturz stünde bevor. So will man die Bevölkerung zur Verteidigung der Monarchie mobilisieren. Tags darauf organisiert Kaschani den Marsch eines bezahlten Mobs gegen Mossadegh, dem sich Soldaten und Teile der Bevölkerung anschließen. Am 19. August stürmt General Zahedi für den Schah schließlich das Haus Mossadeghs, der in der Folge festgenommen wird.
 
        Der Putsch wäre ohne amerikanische Orchestrierung nicht möglich gewesen. Mit ihm bringen die USA den Schah, der vor Mossadegh nach Rom geflüchtet war, wieder zurück an die Macht. Der inszenierte Aufstand wird uminterpretiert in einen spontanen Ausdruck des Willens des Volkes, das sich hinter den Herrscher gestellt habe. General Zahedi wird Ministerpräsident und regiert mit Kriegsrecht sowie massiver finanzieller Unterstützung der USA. Die vordringliche Aufgabe seiner Regierung ist die Beilegung des Konfliktes mit der AIOC. Die Briten erwarten, dass die Iraner nun endlich alle ihre Forderungen erfüllen. Doch auch Zahedi weiß, dass dies sein politischer Selbstmord wäre, weil die Haltung der iranischen Öffentlichkeit in der Ölfrage unverändert ist. Um die Lage zu stabilisieren, machen die USA nun ihren Einfluss auf die Briten geltend. Gemeinsam wird ein internationales Konsortium gebildet, an dem die AIOC 40 Prozent der Anteile hält. Mossadegh wird derweil wegen versuchter Rebellion der Prozess gemacht. Er kommt für Jahre ins Gefängnis und steht anschließend bis zu seinem Tod 1967 unter Hausarrest.
 
        Die Menschen in Iran verehren ihn jedoch bis heute als Märtyrer: Er ist zu einem Mythos geworden, nicht zuletzt, weil die Parteinahme für das wehrlose Opfer in der schiitischen Tradition ein zentrales Motiv ist. Mossadegh wusste das; ihm war klar, dass er zum Märtyrer der nationalen Sache werden würde. Als die Militärs ihn abführten, soll ein Vertrauter zu ihm gesagt haben: „So schlecht ist alles gelaufen, so schlecht.“ Woraufhin Mossadegh lächelnd erwidert habe: „Und doch ist es so gut gelaufen – wirklich gut.“04
 
        WAS AUF 1953 FOLGTE
 
        Von den Bevölkerungen der westlichen Staaten wurde kaum wahrgenommen, dass Mohammad Mossadegh für die Bevölkerung ein Held war und fast alle seine Politik der Verstaatlichung mittrugen. In der Bundesrepublik galt er in seiner Amtszeit als Inkarnation des Bösen, als der Alte, der den jungen sympathischen Schah vom Pfauenthron vertreiben wollte. In den Augen vieler Deutscher hatte er den – wie die Linke ihn später ironisch nannte – „letzten deutschen Kaiser“ stürzen wollen. Während der Regierungszeit Mossadeghs bangte die deutsche Öffentlichkeit mit dem Schah und seiner schönen Frau Soraya, der Halbdeutschen aus Bonn. In ihr hatte Deutschland wieder so etwas wie eine eigene Prinzessin. Und deren Glück bedrohte Mossadegh – so die einhellige Meinung der deutschen Boulevard-Presse. Es sollte dauern, bis sie revidiert wurde. Erst als der Schah auf dem Höhepunkt seiner Macht 1967 nach Berlin kam, hatte sich kurz vorher die öffentliche Meinung zu seinen Ungunsten gewandelt.05
 
        In Iran folgte auf den Putsch die Etablierung der Schah-Diktatur: Während seines kurzen Exils 1953 hatte der Schah begriffen, dass das Volk beziehungsweise ein vom Volk gestützter Ministerpräsident ihm gefährlich werden konnte. So riss er in der Folge immer mehr Macht an sich und hebelte die Verfassung peu à peu aus. In einem ersten Akt verbot er die Nationale Front, als nächstes gründete er 1957 mit amerikanischer Hilfe den SAVAK, einen Geheimdienst, der unter seiner Herrschaft zum Inbegriff von Terror und Repression werden sollte. Ab den frühen 1960er Jahren begann das Schah-Regime dann, jegliche politische Opposition vollständig mundtot zu machen, womit es die Unzufriedenen immer stärker in die Arme Ayatollah Ruhollah Khomeinis trieb, der 1979 die Islamische Revolution anführte und der Monarchie in Iran ein Ende bereitete. Zwei Jahre zuvor, im November 1977, war der Schah noch in die USA gereist und von US-Präsident Jimmy Carter ausdrücklich gelobt worden: „Iran ist dank der großartigen Staatsführung des Schahs eine Insel der Stabilität in einer der problemreichsten Regionen der Welt.“06 Doch mit der Stabilität war es nicht weit her – und mit der Gründung der Islamischen Republik als schiitischer Gottesstaat kam das Land vom Regen in die Traufe.
 
        Im Geschichtsverständnis vieler Iraner kamen sie von einer Diktatur zur nächsten, weil westliche Mächte den einzig jemals demokratisch legitimierten Ministerpräsidenten Irans weggeputscht hatten, weil er tat, was alle Iraner wollten. Der iranische Weg hat von Mossadegh über den Schah in ein System geführt, dem eine große Mehrheit der Bevölkerung inzwischen den Rücken gekehrt hat. Ohne den Putsch im Schicksalsjahr 1953 wäre es niemals dazu gekommen.
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        STALINS TOD UND DAS ENDE DER ALLMACHT
 
        Zur Transformation totalitärer Herrschaft
 
        Martin Wagner
 
        Der Tod des Diktators ist ein Ermöglichungsmoment. Denn Ordnungen personalisierter Herrschaft müssen sich in seiner Folge neu konstituieren. Verschwindet der Alleinherrscher, der die Letztentscheidungsgewalt, den Legitimationskern und die Bindekraft des Regimes vereint, stehen dessen Nachfolger vor der Herausforderung, das Machtvakuum zu füllen und über die Zukunft zu befinden. Darin offenbart sich das Dilemma einer totalitären Ordnung, die auf der Überhöhung des Einzelnen beruht – ohne den Diktator lässt sich die personalisierte Herrschaft nicht auf Dauer stellen.01 Die Erben müssen zwischen der Fortsetzung des alten, geringfügig adaptierten Regimes und der Veränderung der Grundlagen ihrer Ordnung wählen, zwischen Transition und Transformation. Machterhalt und Reformnotwendigkeit, gegenseitiges Misstrauen und gemeinschaftliche Erniedrigungserfahrungen müssen gegeneinander abgewogen werden.
 
        Stalin starb am 5. März 1953. Der Argwohn, den er im Innersten der Macht geschaffen hatte, beförderte sein Ableben. Nachdem er am 1. März einen ersten Schlaganfall erlitten hatte, trauten sich seine Hausangestellten einen ganzen Tag lang nicht, nach ihm zu sehen. Als am Abend doch jemand die Tür öffnete, lag Stalin in einer Urinlache auf dem Boden. Die Bediensteten legten den Diktator im Nachthemd auf dem Sofa ab und riefen die übrigen Parteiführer herbei. Diese taten zunächst so, als sei nichts geschehen – einen Arzt informierten sie nicht. Handelten seine Weggefährten aus Kalkül, ihn sich selbst zu überlassen, oder doch aus Angst, er werde Rache dafür nehmen, dass sie ihn in seiner Hilflosigkeit gesehen hatten? Als später medizinisches Personal eintraf, war Stalins Agonie nicht mehr aufzuhalten. Die Gefolgsmänner hielten Wache an seinem Bett und warteten darauf, dass mit Stalin auch der Stalinismus starb.02
 
        Noch vor seinem Tod leiteten sie einen Wandel ein, der die Grundlagen der Herrschaft der sowjetischen Staatspartei auf Jahrzehnte verändern sollte: Sie verwandelten die totalitäre Herrschaft Stalins in ein autoritäres Parteiregime. Die Allmacht des Einzelnen hatte in Willkürentscheidungen, entgrenzter Gewalt, Kampagnen gegen imaginierte Feinde und ritualisierter Überhöhung ihren Ausdruck gefunden – vor allem aber in einem umfassenden Terror. Stalins Unterwerfungsritualen fielen selbst engste Weggefährten zum Opfer, nicht wenige Mitglieder des Zentralkomitees ließ er erschießen.03 Als der Alleinherrscher starb, entschieden seine Nachfolger, die Gewaltherrschaft nicht länger zu tragen, die sie über Jahrzehnte mitgestaltet hatten. Denn sie hatten begriffen, dass sich die Gewalt auch gegen sie selbst richten konnte, zumal im Moment großer Unsicherheit, als mit Stalin die zentrale Figur dieses Systems wegfiel. Nikita Chruschtschow, Georgi Malenkow, Anastas Mikojan und die übrigen Mitglieder des ZK-Präsidiums, wie das Politbüro damals hieß, unterwarfen sich einer Selbstdisziplinierung.04
 
        Als Kollektiv revidierten sie Stalins Kampagnen und beendeten den Terror, brachen mit Personenkult und Überhöhung und etablierten Verfahren und Normen. Stalins Nachfolger transformierten ihre Herrschaft und gaben ihr eine Regelhaftigkeit, die zwar weder rechtsstaatlich noch demokratisch war, aber für die Beherrschten berechenbarer wurde. Kollektivführung war die Antwort auf Alleinherrschaft, die es den Erben erlaubte, die Säulen ihrer Ordnung – Herrschaft, Legitimation und Verfahren – zu reformieren.05 Die Herausforderungen dieses Wandels beschrieb 1956 bereits der Vorsitzende der Kolchose „Stalin“ im Stalingrader Gebiet: Als er 1953 den Bäuerinnen und Bauern Stalins Tod mitteilen musste, hätten sie ihn gefragt, wie es nun weitergehe; als er ihnen drei Jahre später von Stalins Verbrechen berichten musste, habe er sich gefragt, wie es ihnen verständlich zu machen sei.06
 
        HERRSCHAFT
 
        Die Nachfolger hatten die Transformation der totalitären Herrschaft eingeleitet, noch bevor Stalin gestorben war. In den Tagen zuvor hatten sie medizinische Berichte über den sich rapide verschlechternden Gesundheitszustand des Diktators veröffentlicht – einerseits, um sich des Verdachts eines Komplotts zu erwehren; anderseits, um den gottgleichen Führer wieder in ein Individuum mit Puls und Blutdruck zu verwandeln, mithin einen sterblichen Menschen. Wenige Stunden vor seinem Tod trafen Partei- und Staatsführung der Sowjetunion zu einer gemeinsamen Sitzung zusammen, um den Übergang zu orchestrieren – ein einmaliger Vorgang in der sowjetischen Geschichte. Sie wagten es nicht, den todkranken Diktator als Parteichef abzusetzen, wählten jedoch Georgi Malenkow zum neuen Vorsitzenden des Ministerrates. Mehr noch: Stalins Erben schlossen sich als Führungskollektiv zusammen, revidierten seine jüngsten Personalentscheidungen und reformierten den Zuschnitt der Ministerien.07 Denn die erste Herausforderung bestand in der Verhinderung eines Machtvakuums.
 
        Umgehend begannen sie mit der Abwicklung des totalitären Erbes. Das neue Führungskollektiv beendete die Kampagnen, die der Diktator kurz vor seinem Tod initiiert hatte, da von ihnen die Gefahr erneut entgrenzter Gewalt ausging. Wenige Wochen nach Stalins Tod verkündete die sowjetische Führung im Parteiorgan „Prawda“, Stalins antisemitische Kampagne gegen Kremlärzte entbehre jeder Grundlage, die Vorwürfe seien schlicht erdacht gewesen. In zahlreichen Eingaben an die Parteizentrale drückten sowjetische Bürgerinnen und Bürger ihr Unverständnis über die abrupte Revision eherner Wahrheiten aus. Stalins Nachfolger beließen es nicht bei symbolischen Korrekturen. Mit einer umfassenden Amnestie begnadigten sie noch im März 1953 rund eine Million Gulag-Insassen – in der Mehrzahl jene, die zu weniger als fünf Jahren Haft verurteilt worden waren, und damit nicht vorrangig „politische“ Häftlinge. In den Folgejahren wurden auch sie in großer Zahl entlassen und rehabilitiert, bis 1964 etwa jeder dritte.08 Das Lager-System wurde reformiert, blieb aber bis zum Ende der Sowjetunion bestehen.
 
        Es galt nun, die neue Ordnung nach innen durchzusetzen. Denn nur wenn sie im Innersten der Macht uneingeschränkt verteidigt wurde, konnte sie ihre zivilisierende Wirkung entfalten. Zwar hatten Stalins Gefolgsleute über Jahre und teils Jahrzehnte zusammengearbeitet und waren durch erniedrigende Erfahrungen, die ihnen die Launen des Diktators beschert hatten, verbunden. Der Zusammenschluss der Erben zu einer Kollektivführung ließ es zu, dass sich unterschiedliche Charaktere miteinander aussöhnten; vor allem aber ermächtigte er das Kollektiv, jene Verfechter der alten Ordnung auszuschließen, die von der Usurpation der Alleinherrschaft träumten. In der Entmachtung des Geheimdienstchefs Lawrenti Beria versicherten sich die Machthaber der Notwendigkeit kollektiver Führung sowie des Endes entgrenzter Gewalt.09 Fortan wurden Interessengegensätze und Machtkämpfe unter veränderten Bedingungen ausgetragen. Die Sowjetunion blieb jedoch weiterhin ein autoritärer Staat, der auf Repression als Mittel des Machterhalts nicht verzichten konnte. Die Grenzen des Wandels offenbarten sich auch 1953 in der DDR und 1956 in Ungarn.
 
        LEGITIMATION
 
        Ihre zweite Herausforderung fanden Stalins Nachfolger darin, die Begründungen ihrer Herrschaft zu verändern. Am 9. März 1953 stellten sie ihre Loyalität zum Alleinherrscher ein letztes Mal aus – einer mehrtägigen Aufbahrung seines Leichnams folgte eine pompöse Beerdigungsinszenierung, die ihren Höhepunkt in Stalins Überführung in das Lenin-Mausoleum auf Moskaus Rotem Platz fand. Einen Tag später verkündete Regierungschef Malenkow: „Der Personenkult muss beendet werden.“10 Den Chefredakteuren der auflagenstarken Zeitungen erklärte er, dass die Macht in der Sowjetunion fortan in der Repräsentation von Einheit aufzutreten habe. Stalins Name verschwand aus Presse und Radio. Die Führung inszenierte sich als Kollektiv und berief sich auf ihre erste Legitimationssäule Lenin. Vermeintlich überzeitliche Begründungen, die weit in die revolutionäre Zeit zurückreichten, sollten die Partei als Institution aufwerten und ihr Legitimität für die Zukunft verleihen. Dazu erfanden Stalins Erben Traditionen, die sie auf Lenin zurückprojizierten – etwa die kollektive Führung.11
 
        Auf dem XX. Parteitag im Februar 1956, dem ersten nach Stalins Tod, musste die Partei ihrer Geschichte zudem eine neue Erzählung geben, ansonsten hätte man es der Straße überlassen, über Stalins Verbrechen zu sprechen, erinnerte sich Nikita Chruschtschow.12 Im Namen des Zentralkomitees trug er auf der letzten geschlossenen Parteitagssitzung die Abrechnung mit Stalin vor. Der Personenkult, so der Erste Sekretär der KPdSU, habe die „Konzentration unermesslicher, unbegrenzter Macht in den Händen eines Einzelnen“ hervorgebracht. Stalin habe diese Allmacht missbraucht und „massenhaften Terror gegen die Kader der Partei gerichtet“. 383 Todeslisten, die ihm der Geheimdienstchef Nikolai Jeschow vorgelegt hatte, habe Stalin eigenhändig unterzeichnet, erläuterte Chruschtschow.13 Seine als „Geheimrede“ bekannt gewordene Kritik an Stalins Verbrechen wurde in der gesamten Sowjetunion verlesen. Die Reaktionen reichten von entschiedener Ablehnung über unumwundene Zustimmung bis zu Forderungen nach mehr Offenheit und offenbarten, wie unvorbereitet die Botschaften des Zentrums die sowjetischen Bürgerinnen und Bürger trafen.
 
        Über die Schrecken der Vergangenheit sprachen Stalins Nachfolger im Bestreben, ihre eigene Ordnung zu stabilisieren. Indem sie sich am historischen Unrecht abarbeiteten, bekräftigen sie ihr Versprechen, nie wieder die Allmacht eines Einzelnen zuzulassen. In der Sowjetunion und der kommunistischen Welt schlug die Kritik an Stalins Verbrechen jedoch zuweilen in Ablehnung der bestehenden Ordnung um. In Georgien protestierten Stalin-Loyalisten, in China freuten sich Mao-Anhänger, die das sowjetische Modell nicht mehr kopieren wollten, in Polen und Ungarn demonstrierten Studierende für mehr Freiheit – alle sollten auf ihre Weise enttäuscht, Letztere gar gewaltsam zum Verstummen gebracht werden.14 Die Dynamik der Stalin-Kritik führte in eine Offenheit, die destabilisierende Zweifel genauso zuließ wie affirmierende Indienstnahmen der verwandelten Parteinormen.15 Die Debatten lokaler Parteiorganisationen über die Geheimrede offenbarten jedoch auch, dass der Wandel erste Wirkungen zeigte. Die Menschen in der Sowjetunion begannen, Sicherheiten einzufordern. „Wo ist die Garantie dafür, dass sich derartige Erscheinungen nicht erneut wiederholen?“, fragten manche etwa in Saratow an der unteren Wolga.16
 
        VERFAHREN
 
        Die Beziehung zwischen Herrschern und Beherrschten auf eine neue Grundlage zu stellen, war die dritte Herausforderung. Mit kollektiver Führung definierten Stalins Erben ein Ideal, an dem sie die Parteisekretäre des Landes maßen – und ihrerseits gemessen werden konnten. Die Selbstdisziplinierung der Herrschaft, die Moskaus Machthaber der poststalinistischen Sowjetunion verordneten, sollte allerorten und auf allen Ebenen der Partei durchgesetzt werden. Denn mit dem neuen Führungsstil hatte sich nicht nur die Repräsentation von Herrschaft zu verändern – lokale Parteisekretäre durften nicht länger als „kleine Stalins“ agieren. Sie wurden in ihrer Normentreue überwacht und für Fehlverhalten sanktioniert. Herrschaft im Namen der Partei wurde zu einem Verfahren. Die Einhaltung ihrer Regeln sollte die Entscheidungsträger vor Ort mit Autorität ausstatten. Begabung und Erfahrung sollten Parteiführer in den Augen ihrer Untergebenen auszeichnen, nicht mehr die Fähigkeit, Angst zu verbreiten, erklärte Chruschtschow im März 1956.17
 
        Gleichwohl blieb die poststalinistische Sowjetunion eine Ordnung des Strafens und Disziplinierens. Denn all jene Funktionärinnen und Funktionäre, die sich der Selbstdisziplinierung nicht fügten, wurden sanktioniert. Korrekte Führung, beanspruchten Stalins Nachfolger, zeichnete sich etwa durch Formalisierung der Entscheidungsprozesse, Zugewandtheit im Umgang mit Untergebenen, Bescheidenheit im Auftreten und nicht zuletzt Disziplin in der Einhaltung des Parteistatuts aus. Doch trotz aller ideologischer Suchbewegungen ließ sich die Parteikultur positiv kaum bestimmen.18 Moskaus Machthaber errichteten einen Parteipranger, führten Negativbeispiele vor und erzogen ihre Kader. Das ZK-Journal „Parteileben“, das seit Frühling 1954 wieder erschien, stellte auf der letzten Seite jeder Ausgabe Parteifunktionäre bloß, die gegen das neue Führungsideal verstoßen hatten – und zwar namentlich und unter Angabe von Vergehen und Sanktion. Wer seine Macht missbrauchte, sich im Amt bereicherte, die Gremien ignorierte, Parteientscheidungen nicht umsetzte oder willkürlich handelte, wurde öffentlich ausgestellt.19 In den 1950er Jahren druckte das ZK zweimal im Monat jeweils eine halbe Million Exemplare des „Parteilebens“, in den 1970er Jahren lagen von jeder Ausgabe anderthalb Millionen Exemplare in der gesamten Sowjetunion aus. Mit dem Parteikontrollkomitee und der Parteiabteilung des ZK verfügte die Partei über zwei interne Institutionen der Kaderdisziplinierung – „Parteileben“ jedoch ließ die Menschen in der Sowjetunion an der Selbstdisziplinierung teilhaben.
 
        Die Verfahren zielten darauf ab, das Regimevertrauen zu erneuern. In ihrem Parteipranger stellten Moskaus Machthaber nicht nur (in)korrekte Parteiarbeit als soziale Praxis aus. Auch ihre Disziplinierungspraktiken wurden in Prozess und Ergebnis greifbar. Die Verfahren von Führung und ihrer Sanktion stabilisierten die Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger, weil sie aufzeigten, was erlaubt war und was nicht, und weil sie erklärten, welcher Verstoß wie geahndet wurde.20 Damit wurde die autoritäre Ordnung für die Menschen, die in ihr leben mussten, berechenbar. Vor allem aber lernten die sowjetischen Bürger, dass individuelle Willkür mit Regelhaftigkeit diszipliniert wurde. Die markanteste Wirkung entfaltete dieser Wandel der Beziehung zwischen Herrschern und Beherrschten dort, wo Letztere Moskaus Machthaber an ihren eigenen Ansprüchen maßen. Bürgerinnen und Bürger richteten Eingaben an die Parteiführung und zeigten ihr ihre Unzulänglichkeiten im Umgang mit den allgemeinen Normen auf. Manche beklagten sich sogar beim Vorsitzenden des Ministerrates und warfen Stalins Nachfolgern vor, das Parteistatut „willkürlich“ zu ignorieren.21
 
        AUTORITÄRES LERNEN
 
        Stalins Tod hatte einen Wandel eingeleitet. Seine Erben transformierten eine totalitäre Willkürherrschaft in eine autoritäre Parteiherrschaft – eine Entwicklung, die auf der ganzen Welt Beachtung fand. Im „Westen“ beobachtete man den Antagonisten, im „Ostblock“ die kommunistische Führungsmacht. Ungeachtet ideologischer Prägungen schenken autoritäre Ordnungen einander Aufmerksamkeit und lernen voneinander. Sie sammeln Krisenwissen, analysieren Präventionstechniken, verfolgen Kommunikationsstrategien und bewerten Nutzen und Kosten instrumenteller Gewalt.22 Je ähnlicher sich Regime strukturell sind, desto leichter gelingt die Übernahme ins Eigene. Nicht selten beruht die Dauerhaftigkeit autoritärer Ordnungen auf ihrer Fähigkeit, sich wandelnden Einflüssen von außen und innen anzupassen.23 Der Tod des Alleinherrschers ist eine Herausforderung, der nichtdemokratische Ordnungen immer wieder zu begegnen haben. Der Umgang mit dem Erbe Stalins in der poststalinistischen Sowjetunion wurde zum Lehrstück, an dem sich Kommunisten und Autokraten noch Jahrzehnte später abarbeiteten.
 
        An kaum einem Ort wurde die sowjetische Entstalinisierung so genau beobachtet wie in Beijing. Mao Zedong ließ sich über die Trauer, Freude und Ratlosigkeit der chinesischen Bevölkerung nach Stalins Tod 1953 ebenso berichten wie über die Ereignisse auf dem XX. Parteitag der KPdSU 1956. Denn die Entstalinisierung stellte den Mao-Kult infrage, erlaubte jedoch zugleich die chinesische Abkehr vom sowjetischen Modernisierungsmodell. Vor allem aber war sie Mao eine Mahnung mit Blick auf sein eigenes postumes Schicksal. Tatsächlich diente die sowjetische Stalin-Kritik den Kommunisten Chinas als Negativbeispiel dafür, wie mit dem Erbe des Alleinherrschers zu verfahren sei. Als Mao Zedong im September 1976 starb, entschieden seine Nachfolger, kein Maß am sowjetischen Beispiel zu nehmen. Statt im Kollektiv repräsentierten sie die Ordnung zunächst durch einen Statthalter: Hua Guofeng imitierte Frisur, Kleidung und Handschrift des verstorbenen Alleinherrschers. Anders als in der Sowjetunion der 1950er Jahre kritisierte Chinas Führung Maos Fehler nur selektiv, während sie dessen überzeitliche Bedeutung bekräftigte. Doch auch in China verband die Parteispitze mit Kollektivführung ein Programm der Selbstdisziplinierung einer Herrschaft, die fortan in autoritärem Gestus auftrat und die Willkür des Einzelnen einhegte.24
 
        Autoritäres Lernen ist kein Glasperlenspiel – es ist die regimeerhaltende Praxis autoritärer Ordnungen. Bis in die Gegenwart setzen sich Russland und China intensiv mit der sowjetischen Geschichte auseinander. Neben dem Zusammenbruch der Sowjetunion ist die Transformation totalitärer Alleinherrschaft der Fixpunkt ihrer historischen Selbstbetrachtungen.25 Nicht zufällig dient Moskaus und Beijings heutigen Machthabern das Schicksal der Sowjetunion als Negativfolie. Stalin zu negieren, soll Xi Jinping 2013 den Parteimitgliedern erklärt haben, komme einer Geschichtsvergessenheit gleich, die das Regime gefährde.26 In jüngster Zeit verabschiedete sich China von Amtszeitbegrenzungen für seine Staatsführung, Russland von der europäischen Friedensordnung. In beiden Ländern unterliegt Herrschaft seit mehr als einem Jahrzehnt einem Prozess zunehmender Personalisierung – sowohl in Machtfülle als auch Repräsentation. Denn autoritären Regimen steht es stets offen, sich in die Gegenrichtung zu transformieren und von Gewalt und Alleinherrschaft leiten zu lassen.
 
        SCHLUSS
 
        Stalins Tod brachte das Ende der Alleinherrschaft; seine Nachfolger entschieden, die Allmacht des Einzelnen einzuhegen, die Überhöhung seines Abbildes einzuebnen und die Beziehung zu den Beherrschten neu zu begründen. Nicht zuletzt schworen sie instrumentellem Terror und willkürlichen Entscheidungen ab, vor denen selbst im Innersten der Macht niemand sicher gewesen war. Die sowjetischen Parteiführer transformierten ein Regime, an dessen Errichtung sie jahrzehntelang mitgewirkt hatten. Nichts lag ihnen dabei ferner, als den Herrschaftsanspruch der Kommunistischen Partei oder das sozialistische System preiszugeben. Totalitäre Regime können sich von innen wandeln und selbst disziplinieren – die stalinistische Sowjetunion und das maoistische China sind zwei Beispiele, in denen die Transformation gelang.
 
        Die autoritäre Ordnung, die auf Stalins Tod folgte, offenbarte die Leistungen und Grenzen dieses Wandels. Stalins Erben bescherten ihrer Gesellschaft Stabilität und Berechenbarkeit im Aufeinandertreffen mit der Staatsgewalt. Mehr noch: Sie brachen mit dem Terror, der sich gegen jeden richten konnte. Zwar verzichteten Moskaus Kommunisten nach Stalins Tod nicht auf den Einsatz physischer Gewalt – weder in der Sowjetunion, noch außerhalb. Doch aus diffusem Strafen wurde gezieltes Disziplinieren, dessen Regelhaftigkeit es den Menschen zu verstehen erlaubte, welches Verhalten sie in Konflikt mit der Staatsmacht brachte. Dieser Wandel hatte jedoch auch seine Grenzen. Die Kollektivführung, die die Erben der Macht nach dem Tod des Diktators miteinander aussöhnte, hielt an der Parteispitze nur so lange, bis die Unterlegenen die Bedingungen des Wandels infrage stellten. Nach der Entmachtung der Stalin’schen Gefolgsleute Wjatscheslaw Molotow, Georgi Malenkow und Lasar Kaganowitsch 1957 ging Nikita Chruschtschow als primus inter pares der sowjetischen Führung hervor. Gleichzeitig entfaltete die Transformation ihr strukturelles Erbe. Weder wurden die Unterlegenen getötet, noch maßte sich Chruschtschow eine unbegrenzte Machtfülle an.
 
        Auch in Zukunft werden Alleinherrscher sterben, die eine übersteigerte Machtfülle auf sich vereinigt haben. Wieder wird ein Ermöglichungsmoment eintreten, in dem es an den Erben der Macht liegt, sich für Fortsetzung oder Veränderung zu entscheiden. Erneut kann dann der Blick in die Geschichte die Herausforderungen freilegen, die sich in der Transformation totalitärer Herrschaft stellen. Doch die Geschichte erteilt mitnichten Handlungsempfehlungen. Denn stets unterscheiden sich Bedingungen, Konstellationen und Akteure, mithin die Möglichkeiten und Motive derer, die für Veränderung eintreten. Nicht ausgeschlossen ist indes, dass dereinst auf die totalitäre wieder eine autoritäre Ordnung folgt.
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          Ende November 1953 erschien „Das Parlament“ erstmals mit der Beilage „Aus Politik und Zeitgeschichte“. Der allererste Text stammte von Herman Feofilowitsch Achminow, einem aus Archangelsk stammenden Publizisten, der sich im Zweiten Weltkrieg als Überläufer in der sogenannten Wlassow-Armee gegen die Sowjetunion gestellt hatte und nach Kriegsende in der Bundesrepublik geblieben war. 1953 war er vermutlich als Journalist tätig, später arbeitete er unter anderem am Münchner Institut zur Erforschung der UdSSR. Wir dokumentieren seinen Artikel hier als Reprint (siehe PDF-Version).
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